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Bekanntmachung zu den Beschlüssen der 22. Sitzung des Kreistages Bar-
nim am 6. März 2019

In öffentlicher Sitzung angenommene Anträge

Nr. des Beschlusses:	 266-22/19
Nr. des Antrages:	 I-10-108/19
Thema des Antrages:	 Satzung des Landkreises Barnim für die Kreisvolkshochschule
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Die Satzung des Landkreises Barnim für die Kreisvolkshochschule wird 

beschlossen.

Nr. des Beschlusses:	 267-22/19
Nr. des Antrages:	 I-32-22/19
Thema des Antrages:	 3. Fortschreibung des Rettungsdienstbereichsplanes des Landkreises 

Barnim
Beschlossene
Antragsformulierung:	 1.	 Der Kreistag Barnim beschließt die 3. Fortschreibung des Rettungs- 

	 dienstbereichsplanes des Landkreises Barnim.
		  2.	 Die Verwaltung wird beauftragt, die Änderungen der 3. Fortschrei- 

	 bung des Rettungsdienstbereichsplanes des Landkreises Barnim 	
	 nach Beschlussfassung im Amtsblatt für den Landkreis Barnim zu 	
	 veröffentlichen und an das MIK zur Kenntnisnahme zuzuleiten.

Nr. des Beschlusses:	 268-22/19
Nr. des Antrages:	 I-20-39/19
Thema des Antrages:	 Satzung über die Erhebung von Gebühren im Rettungsdienst des Land-

kreises Barnim für das Jahr 2019
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leistungen im Ret-

tungsdienst des Landkreises Barnim für das Jahr 2019 wird beschlos-
sen.

Nr. des Beschlusses:	 269-22/19
Nr. des Antrages:	 I-20-38/19
Thema des Antrages:	 Über- und außerplanmäßige Mitteleinordnungen in den Haushalt 2019
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag beschließt die über- und außerplanmäßigen Mitteleinord-

nungen in den Haushalt 2019 entsprechend Begründung.

Nr. des Beschlusses:	 270-22/19
Nr. des Antrages:	 III-61-26/19
Thema des Antrages:	 Gründung einer Tochtergesellschaft der Barnimer Energiebeteiligungs-

gesellschaft mbH (BEBG) - Netzgesellschaft Panketal mbH
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Beschlussvorschlag: 
		  1. 	 Der Kreistag stimmt der Gründung der Netzgesellschaft Panketal 	

	 mbH durch die Barnimer Energiebeteiligungsgesellschaft mbH unter 	
	 Übernahme eines Geschäftsanteils von 26% des Stammkapitals von 	
	 100.000 Euro zu (Gesellschaftsvertrag, Anlage). 

		  2. 	 Die Zustimmung des Kreistages steht unter der aufschiebenden
			   Bedingung, dass die Gemeinde Panketal entscheidet, das Angebot 
			   der Bietergemeinschaft von Stadtwerke Bernau GmbH und Barni- 

	 mer Energiebeteiligungsgesellschaft mbH zum Abschluss eines 	
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	 neuen Stromkonzessionsvertrages anzunehmen. Die Gesellschaft 	
	 darf erst gegründet werden, wenn diese Bedingung eingetreten ist.

Nr. des Beschlusses:	 271-22/19
Nr. des Antrages:	 III-70-07/18
Thema des Antrages:	 Ausweisung Trinkwasserschutzgebiet Werneuchen
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Die vorliegende Trinkwasserschutzgebietsverordnung für das Wasser-

werk Werneuchen wird beschlossen.

Nr. des Beschlusses:	 272-22/19
Nr. des Antrages:	 III-70-08/19
Thema des Antrages:	 1. Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die Abfal-

lentsorgung im  Landkreis Barnim (Abfallgebührensatzung – AGS )
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Die 1. Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die 

Abfallentsorgung im Landkreis Barnim (Abfallgebührensatzung – AGS ) 
wird zum 1. April 2019 beschlossen.

Nr. des Beschlusses:	 273-22/19
Nr. des Antrages:	 III-61-23/19
Thema des Antrages:	 ÖPNV-Entwicklungsstrategie 2025
Beschlossene
Antragsformulierung:	 1.	 Der Kreistag des Landkreises Barnim beschließt die ÖPNV-Entwick- 

	 lungsstrategie 2025 für den Landkreis Barnim (s. Anlage).
		  2.	 Die für die Umsetzung benötigten zusätzlichen Finanzmittel in 	

	 Höhe von 296.000 € (Finanzhaushalt) sowie 40.000 € (Ergebnis- 
	 haushalt) im Haushalt 2019 und 2.200.000 € im Haushalt 2020 		
	 (Finanzhaushalt) sowie 400.000 € ab dem Jahr 2020 (Ergebnishaus- 
	 halt) sind in die jeweilige Haushaltsplanung aufzunehmen.

		  3.	 Die überplanmäßige Mitteleinordnung in den Haushalt 2019 wird 	
	 beschlossen:

			   - 784.400 € im Produktkonto 	 54700.681100;
			   - 980.500 € im Produktkonto 	 54700.781500;
			   - 100.000 € im Produktkonto 	 54700.781200;
			   - 40.000 € im Produktkonto 	 54700.545800.

Nr. des Beschlusses:	 274-22/19
Nr. des Antrages:	 III-61-24/19
Thema des Antrages:	 Änderungssatzung zur Satzung für die Schülerbeförderung des Land-

kreises Barnim (Schülerbeförderungssatzung) (siehe Anlage 1)
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag beschließt die Änderungssatzung zur Satzung für die 

Schülerbeförderung des Landkreises Barnim (Schülerbeförderungssat-
zung)

Nr. des Beschlusses:	 275-22/19
Nr. des Antrages:	 DIE LINKE/SPD-12/19
Thema des Antrages:	 Variantenprüfung Schülerbeförderung
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag beschließt: 
		  Der Kreistag beauftragt die Kreisverwaltung, Varianten für eine Über-

arbeitung der Schülerbeförderungssatzung und deren Auswirkungen 
auf zukünftige Haushaltsplanungen des Landkreises vorzulegen. Die 
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untersuchten Varianten und die daraus resultierenden Konsequenzen 
sind dem Kreistag in Vorbereitung des Haushaltes 2020 zur Entschei-
dung vorzulegen. Dabei sollen insbesondere drei Varianten untersucht 
werden:

		  1.	 Die Nutzung des ÖPNV für Schülerinnen und Schüler ist im Gebiet 	
	 des Landkreises beitragsfrei. Einzige Voraussetzung ist die Vorlage 	
	 eines gültigen Schülerausweises.

		  2.	 Der Schülerverkehr wird unter den bisher geltenden Bedingungen 	
	 beitragsfrei und die derzeitig geltenden Entfernungspauschalen 	
	 werden generell abgeschafft.

		  3.	 Die in der derzeitigen Schülerbeförderungssatzung geltenden 		
	 Entfernungsgrenzen werden dahingehend überarbeitet, dass die 	
	 Entfernungspauschale für den Besuch von Grundschulen entfällt 	
	 und dass für den Besuch der weiterführenden Schulen eine Halbie- 
	 rung der Pauschalen erfolgt.

Nr. des Beschlusses:	 276-22/19
Nr. des Antrages:	 DIE LINKE/SPD-13/19
Thema des Antrages:	 Überarbeitung der Richtlinie für die Kosten der Unterkunft im Barnim.
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag beschließt: 
		  1.	 Der Kreistag beauftragt die Kreisverwaltung mit der Überarbeitung 
			   der KdU-Richtlinie, insbesondere mit der Neubestimmung der 		

	 Angemessenheitsgrenze nach einem von der Sozialgesetzgebung 	
	 geforderten „schlüssigem Konzept“. Die neue KdU-Richtlinie soll bis 	
	 zum Dezember 2019 beschlossen werden.

		  2.	 Der Kreistag beauftragt die Kreisverwaltung, dem A6 zu seiner 	
	 Sitzung am 3. April 2019 eine Übersicht vorzulegen, welche finan- 
	 ziellen Auswirkungen es hat, wenn die in der aktuellen KdU-Richt- 
	 linie festgelegten Angemessenheitsgrenzen bei den Kosten ausge- 
	 setzt werden und die angemessenen Kosten der Unterkunft 		
	 auf Grundlage der Tabellenwerte zu § 8 bzw. § 12 Wohngeldgesetz 	
	 (WoGG), die jeweils zuzüglich eines Sicherheitszuschlages in Höhe 	
	 von 10 % nach oben begrenzt sind, berechnet werden.

		  3.	 Bis zum Inkrafttreten der neuen Richtlinie wird der Landrat be- 
	 auftragt mit dem Jobcenter ein sofortiges Moratorium mit dem Ziel 

			   zu vereinbaren, Umzüge auf Grundlage der bisherigen Angemes- 
	 senheitsgrenzen bzw solcher die im Rahmen der Anwendung der 	
	 Wohngeldtabellen (+10%) erfolgen müssten, auszusetzen. Es sind 	
	 Möglichkeiten zu erschließen, um zu verhindern, dass steigende 	
	 Mietkosten bis zum Inkrafttreten einer neuen Richtlinie aus den 	
	 individuellen Mitteln des ALG 2 getragen werden müssen.

Nr. des Beschlusses:	 277-22/19
Nr. des Antrages:	 DIE LINKE/SPD-14/19
Thema des Antrages:	 Lokale Partnerschaft für Demokratie
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag beschließt:
		  1.	 Der Kreistag Barnim fordert die Kreisverwaltung auf sich am Inte- 

	 ressenbekundungsverfahren für das Bundesprogramm „Lokale 	
	 Partnerschaft für Demokratie“ zu beteiligen. 

		  2.	 Dazu wird dem A8 einen Vorschlag unterbreitet, mit welchen kon- 
	 kreten Zielstellungen die Bewerbung erfolgt und welche finanziel- 
	 len Auswirkungen diese zur Folge hat. Der A8 als beschließender 
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Ausschuss des Kreistages trifft dann eine Entscheidung zur Bewer-
bung. 

Nr. des Beschlusses:	 278-22/19
Nr. des Antrages:	 DIE LINKE/ SPD/ B90/DIE GRÜNEN-1/19
Thema des Antrages:	 Evaluierung und Fortschreibung der Tourismuskonzeption des Landkrei-

ses Barnim.
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Die Tourismuskonzeption des Landkreises Barnim wird evaluiert und 

im Ergebnis der Evaluierung einer Fortschreibung unterzogen. Evaluie-
rung und Fortschreibung der Tourismuskonzeption sollen unter breiter 
Beteiligung der Teilraumorganisationen im LK Barnim, der Ämter und 
Gemeinden, der lokalen und regionalen Tourismusvereine sowie  
weiterer touristisch relevanter Einrichtungen und Netzwerken mit über-
regionaler Bedeutung, durchgeführt werden.

		  Das Dezernat für Umwelt, nachhaltige Entwicklung und Bauwesen des 
LK Barnim übernimmt die Federführung dieses Prozesses und bezieht 
die WITO Barnim mit ein.

		  Eine externe Firma wird beauftragt, die Evaluierung und Fortschreibung 
der Tourismuskonzeption für den LK Barnim bis zum Jahresende 2020 
durchzuführen. Der anschließende Bericht wird dem Ausschuss für Ter-
ritorialplanung, Bauen und Wohnen, Gewerbe und Wirtschaft (A4) und 
dem Kreisausschuss (A1) vorgelegt um dann eine Beschlussfassung 
durch den Kreistag zu ermöglichen. 

Nr. des Beschlusses:	 279-22/19
Nr. des Antrages:	 B90/DIE GRÜNEN - 9/19
Thema des Antrages:	 Ausweitung der Mitfahr-App „Pampa-Mitfahren“ auf den Landkreis 

Barnim
Beschlossene
Antragsformulierung:	 Der Kreistag bittet die Kreiswerke zu prüfen, inwieweit die in Märkisch 

Oderland entwickelte „Pampa-App“ im Projekt der Kreiswerke genutzt 
werden kann. Die Prüfung muss alle rechtlichen, fachlichen und finan-
ziellen Möglichkeiten einer Kooperation umfassen. 

		  Das Ergebnis ist dem A4 zur fachlichen Bewertung vorzulegen.

In öffentlicher Sitzung abgelehnte Anträge:

Nr. des Beschlusses:	 280-22/19
Nr. des Antrages:	 B90/DIE GRÜNEN-10/19
Thema des Antrages:	 Mehr Lebensqualität und Verkehrssicherheit im Barnim
Antragsformulierung:	 Zur Verbesserung der Verkehrslenkung beschließt der Kreistag:
		  Der Landrat wird beauftragt, eine Verkehrssicherheitsstrategie für den 

Landkreis Barnim aufzustellen, die neben präventiven und infrastruk-
turellen Maßnahmen auch Aspekte der Verkehrssicherheit beinhaltet.

Nr. des Beschlusses:	 281-22/19
Nr. des Antrages:	 CDU-15/19
Thema des Antrages:	 Die derzeitige Kreisumlage ist zu senken indem sie nach den Grundsät-

zen des geltenden Landesrechts dem realen Finanzbedarf des Land-
kreises angepasst wird.

Antragsformulierung:	 Die Kreisverwaltung wird beauftragt, die Kreisumlage für 2019 ent-
sprechend des tatsächlichen Fehlbetrages nach den veröffentlichten 
Umlagegrundlagen neu zu ermitteln. Auf dieser Basis und der Umla-
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gegrundlagen der Kommunen ist der dazu notwendige Hebesatz der 
Kreisumlage zu berechnen. Diese aktualisierten Haushaltsdaten sind 
dem nächsten Kreistag zur Beschlussfassung vorzulegen.

In öffentlicher Sitzung zur Kenntnis genommene Anträge:

Nr. des Antrages:	 VKT-27/19
Thema des Antrages:	 Information zu personellen Änderungen in der Zusammensetzung des 

Kreistages Barnim und seiner Ausschüsse.
Antragsformulierung:	 Der Kreistag nimmt die personellen Änderungen in der Zusammenset-

zung des Kreistages Barnim und seiner Ausschüsse zur Kenntnis.

Nr. des Antrages:	 A1-24/19
Thema des Antrages:	 Informationsvorlage zu den Entscheidungen des Kreisausschusses zwi-

schen der 21. und der 22. Sitzung des Kreistages
Antragsformulierung:	 Der Kreistag nimmt die Entscheidungen des Kreisausschusses zwischen 

der 21. und der 22. Sitzung des Kreistages zur Kenntnis.

Nr. des Antrages:	 LR-60/19
Thema des Antrages:	 Informationsvorlage zur Umsetzung der Beschlüsse des Kreistages im 

Zeitraum vom 18. Juni 2014 bis 5. Dezember 2018.
Antragsformulierung:	 Der Kreistag nimmt die Übersicht zur Umsetzung der Beschlüsse des 

Kreistages im Zeitraum vom 18. Juni 2014 bis 5. Dezember 2018 zur 
Kenntnis.

Eberswalde, den 11. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim

Satzung des Landkreises Barnim für die Kreisvolkshochschule (KVHS)

Aufgrund von § 131 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und § 28 Abs. 2 Satz 1 Nummer 9 und 19 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, 
[Nr. 19], S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl.I/18, 
[Nr. 37]), sowie des Gesetzes zur Regelung und Förderung der Weiterbildung im Land Brandenburg 
(Brandenburgisches Weiterbildungsgesetz – BbgWBG) vom 15. Dezember 1993 (GVBl.I/93, S. 498), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBl.I/16, [Nr. 5]), hat der 
Kreistag Barnim auf seiner Sitzung am 6. März 2019 die folgende Satzung des Landkreises Barnim 
für die Kreisvolkshochschule (KVHS) erlassen: 

§ 1 Rechtsstatus

(1) 	Die Volkshochschule im Landkreis Barnim ist eine öffentliche Einrichtung der Weiterbildung 
des Landkreises Barnim gemäß § 3 Abs. 2 BbgWBG. Sie trägt die Bezeichnung „Kreisvolkshoch-
schule Barnim“ (KVHS). Sie verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2)	 Träger ist der Landkreis Barnim, in dessen Verwaltungsstruktur sie als rechtlich unselbständi-
ge, nachgeordnete Einrichtung dem Liegenschafts- und Schulverwaltungsamt unterstellt ist. 

(3)	 Die KVHS ist eine haushaltsfinanzierte Einrichtung, deren Finanzbedarf für die personellen, 
pädagogischen und sächlichen Ausgaben insbesondere  gedeckt wird aus: 

	 (a) Haushaltsmitteln des Landkreises, 
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	 (b) Teilnehmerentgelten, 
	 (c) Zuwendungen des Landes Brandenburg und 
	 (d) Zuwendungen Dritter. 

	 Die Mittel der KVHS dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

§ 2 Ziele und Aufgaben

(1)	 Die KVHS ist eine Einrichtung mit öffentlichem Bildungsauftrag. Sie hat die  Aufgabe, den Be-
darf an Weiterbildung durch ein flächendeckendes Angebot zu decken. Sie erfüllt diese Aufga-
be im Rahmen der Bundes- und Landesgesetze, der Vorgaben des Kreistages und der durch 
den Haushalt vorgegebenen Mittel. 

(2)	 Die KVHS ermöglicht die Vertiefung und Ergänzung vorhandener oder den Erwerb neuer Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Qualifikationen von Erwachsenen, Heranwachsenden und insbesondere 
von pädagogischen Fachkräften. Ihre Angebote zur Orientierung und Lebenshilfe, zu selbstän-
digem, eigenverantwortlichem und kritischem Handeln im persönlichen, sozialen, politischen,               
kulturellen und beruflichen Leben sollen zur bildungsseitigen Chancengleichheit aller Bürgerin-
nen und Bürger beitragen. Die Veranstaltungen vermitteln sachorientierte Informationen auf 
der Grundlage aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse. Sie nimmt des Weiteren Aufgaben der 
Bildungsberatung wahr, unterstützt die Erlangung von Abschlüssen im Zweiten Bildungsweg 
und stellt Lehrkräften digitale Medien und Fachsoftware zur Nutzung zur Verfügung. 

(3)	 Die KVHS ist parteipolitisch und weltanschaulich neutral und unabhängig von Interessengrup-
pen. Der Zugang zu den Angeboten steht Jedem offen. 

(4)	 Die KVHS gestaltet ihre Bildungsarbeit gemeinsam mit anderen Bereichen und Einrichtungen 
des öffentlichen Bildungswesens. Eine Kooperation mit privaten Bildungsträgern, mit Kam-
mern und Verbänden ist zulässig. 

§ 3 Gliederung

Die KVHS besteht aus einem Verwaltungsbereich, der für alle Fachbereiche zuständig ist. Die inter-
ne Struktur der KVHS gliedert sich in die drei Fachbereiche: 

(a) Volkshochschule, 
(b) Medienzentrum, 
(c) Fortbildungsakademie für Pädagoginnen und Pädagogen. 

§ 4 Leitung

(1)	 Die KVHS wird von einer hauptamtlichen pädagogischen Fachkraft geleitet. 
(2)	 Die/der Leiter/in ist für die inneren Schulangelegenheiten und für die Einhaltung der mit dieser 

Satzung festgelegten Aufgaben zuständig. Sie/er vertritt die KVHS im Innen- und Außenver-
hältnis. 

(3)	 Aufgaben der/des Leiters/in in der KVHS sind insbesondere: 
	 (a)	 langfristige Planung und Bereitstellung des Weiterbildungsangebotes im Bereich der 		

		 Volkshochschule und der Fortbildungsakademie für Pädagoginnen und Pädagogen, 
	 (b)	Steuerung und Koordinierung des Medienzentrums, 
	 (c)	 Führung des Qualitätsentwicklungsprozesses, 
	 (d)	Auswahl und Verpflichtung der Lehrenden, 
	 (e)	 die Festlegung der Honorare für die Lehrenden nach Maßgabe der für die KVHS gültigen 	

		 Honorarordnung, 
	 (f)	 Öffentlichkeitsarbeit, 
	 (g)	Vorbereitung des Haushaltsplanes, 
	 (h)	Verfügung über die im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel nach Maßgabe der Dienstan-	

		 weisungen, 
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	 (i)	 Verwaltung der Räume, der Ausstattung und der Einrichtung der KVHS, 
	 (j)	 Zusammenarbeit mit anderen Bildungseinrichtungen sowie Mitwirkung in Gremien und 	

		 Facharbeitskreisen des Brandenburgischen Volkshochschulverbandes und des Deutschen 	
		 Volkshochschulverbandes, 

	 (k)	Organisation der Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der KVHS, 
	 (l)	 Ermäßigung von Gebühren nach Maßgabe der für die KVHS gültigen Gebührensatzung. 
(4)	 Die/der Leiter/in der KVHS ist Vorgesetzte/r der pädagogischen Mitarbeiter/innen sowie der 

Mitarbeiter/innen für den Verwaltungsbereich. 
(5)	 Bei Verhinderung wird die/der Leiter/in durch eine/n hauptberuflich pädagogische/n Mitarbei-

ter/in vertreten. 
(6)	 Die hauptberuflichen Mitarbeiter/innen der KVHS sind beim Landkreis Barnim Tätige. 

§ 5 Hauptberufliche pädagogische Mitarbeiter/innen der KVHS

(1)	 Die hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeiter/innen der KVHS werden in Abstimmung mit 
der Verwaltung eingesetzt. Sie sind nach Ausbildung sowie  Berufserfahrung auszuwählen. Sie 
können für einen oder mehrere Fachbereiche zuständig sein. 

(2)	 Die hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeiter/innen haben insbesondere folgende Aufga-
ben: 

	 (a)	Einbringung von Vorschlägen zur mittel- und langfristigen Planung des Weiterbildungsan- 
		 gebotes ihrer Fachbereiche bzw. des Medienangebots des Medienzentrums, 

	 (b)	Erstellung von Arbeitsplänen für ihre Fachbereiche, 
	 (c)	 Auswahl und Verpflichtung der Lehrenden ihrer Fachbereiche, 
	 (d)	Festlegung der Honorare für die Lehrenden ihrer Fachbereiche nach Maßgabe der für die 	

		 KVHS gültigen Honorarordnung, 
	 (e)	 Entwicklung didaktisch-methodischer Konzepte und Unterrichtspläne in Zusammenarbeit 	

		 mit den Lehrenden ihrer Fachbereiche, 
	 (f)	 Mitwirkung in den Facharbeitskreisen und Gremien des Brandenburgischen Volkshoch- 

		 schulverbandes und ggf. bundesweiten Arbeitsgruppen, 
	 (g)	Einbringung von Vorschlägen für den Haushaltsplan. 

§ 6 Lehrende

(1)	 Lehrende sind frei- oder nebenberuflich tätig. Sie arbeiten auf Honorarbasis entsprechend der 
Honorarordnung der KVHS. Der Unterricht im Zweiten Bildungsweg wird durch die beauftragte 
Lehrkraft des Zweiten Bildungsweges koordiniert und in der Regel durch angestellte Lehrer/
innen des Landes Brandenburg erteilt. 

(2)	 Es gilt die Freiheit der Lehre. 
(3)	 Die/der Leiter/in der KVHS lädt die Lehrenden mindestens einmal im Jahr zu einer Versamm-

lung ein. 

§ 7 Zugang zu den Fachbereichen

(1)	 An Veranstaltungen und Kursen der KVHS kann teilnehmen, wer das 15. Lebensjahr erreicht 
hat. Über Ausnahmen entscheidet der/die Leiter/in der KVHS nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(2)	 Die Angebote des Medienzentrums können durch Lehrkräfte und Referendare aller Schulen 
des Landkreises genutzt werden. 

(3)	 Das pädagogische Angebot der Fortbildungsakademie können Lehrkräfte, Referendare und 
Erzieher/innen nutzen. 

(4)	 Die/der Leiter/in der KVHS kann in Abstimmung mit den Lehrenden den Zugang zu Veranstal-
tungen und Kursen von fachlich gerechtfertigten Voraussetzungen abhängig machen. 

(5)	 In allen Kursen kann ein/e Vertreter/in gewählt werden, um die Interessen der Teilnehmenden 
gegenüber der KVHS-Leitung zu vertreten. 
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§ 8 Gebühren

Für die Teilnahme an Veranstaltungen und Kursen der KVHS werden Gebühren nach der jeweils 
geltenden Gebührensatzung erhoben. 

§ 9 Sitz / Regionalstellen

Der Hauptsitz der KVHS ist die Regionalstelle Eberswalde. Es besteht eine weitere Regionalstelle in 
Bernau bei Berlin. Bei Bedarf können im Interesse einer flächendeckenden Versorgung der Bevöl-
kerung zusätzlich Räumlichkeiten angemietet werden.

§ 10 Sonstiges

(1)	 Die Kreisvolkshochschule Barnim ist durch die Mitgliedschaft des Landkreises Barnim im Bran-
denburgischen Volkshochschulverband e.V. (BVV e.V.) im Deutschen Volkshochschulverband 
(DVV e.V.) vertreten. Die/der Leiter/in der KVHS vertritt den Landkreis Barnim gegenüber dem 
BVV e.V und dem DVV e.V. 

(2)	 Das Medienzentrum arbeitet im Netzwerk der Brandenburger Medienzentren und Bildstellen 
sowie in der bundesweiten Arbeitsgruppe Medien und Distribution mit. 

(3)	 Die Kreisvolkshochschule Barnim ist Mitglied des Regionalen Weiterbildungsbeirates. 
(4)	 Die Kreisvolkshochschule Barnim arbeitet im Integrationsnetzwerk des Landkreises Barnim 

mit. 

§ 11 Datenschutz

Zum Zwecke der Verwaltung setzt die KVHS eine automatisierte Datenverarbeitung ein. Die erho-
benen Daten werden zur Festsetzung und Verbuchung der Kursgebühren sowie deren Beitreibung 
im Mahn- und Vollstreckungsverfahren verarbeitet und gespeichert. 

§ 12 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung der Kreisvolkshochschule (KVHS) des Landkreises Barnim vom 29. November 2001 außer 
Kraft.

Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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3. Fortschreibung des Rettungsdienstbereichsplanes des Landkreises 
Barnim 

I. Änderung des Rettungsdienstbereichsplanes 

Der Rettungsdienstbereichsplan des Landkreises Barnim vom 30. November 2011 (Beschluss des 
Kreistages Barnim Nr. 213-17/11) mit den Änderungen der 1. Fortschreibung vom 27. November 2013 
(Beschluss des Kreistages Barnim Nr. 320-27/13) und den Änderungen der 2. Fortschreibung vom 
2. März 2016 (Beschluss des Kreistages Barnim Nr. 96-8/16) wird wie folgt geändert:

(1)	 In Ziffer 1 werden nach dem dritten Satz folgende Sätze eingefügt: „Grundlage für die Zu-
sammenarbeit mit dem Landkreis Märkisch-Oderland ist die Verwaltungsvereinbarung über 
die gegenseitige Hilfe in der Notfallrettung zwischen dem Landkreis Märkisch-Oderland und 
dem Landkreis Barnim vom 1. Juli 2014. Grundlage für die Zusammenarbeit mit dem Landkreis 
Uckermark ist die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die gegenseitige Hilfe in der Notfall-
rettung zwischen dem Landkreis Uckermark und dem Landkreis Barnim vom 1. April 2016.“ 

(2)	 In Ziffer 2 werden 
	 (a)	 im achten Satz die Zahl „9“ ersetzt durch die Zahl „10“ und
	 (b)	im dreizehnten Satz die Angabe „2.10-I“ ersetzt durch die Angabe „2.11-I“. 
(3)	 In Ziffer 2.4 werden 
	 (a)	der zweite, fünfte und achte bis zehnte Spiegelstrich gestrichen, 
	 (b)	die bisherigen Spiegelstriche drei, vier, sechs und sieben zu den neuen Spiegelstrichen 

zwei bis fünf, 
	 (c)	 im zweiten Spiegelstrich 
			  - der vierte Unterspiegelstrich nach dem Wort „Schönow“ fortgesetzt mit der Angabe 		

		 „Flur 5“ und 
			  -	der fünfte Unterspiegelstrich nach den Worten „Bernau-Waldsiedlung liegt“ fortgesetzt 	

			  mit den Worten „ohne das Gebiet, das dem Rettungswachenbereich Zepernick zugeord- 
			  net ist“, 

	 (d)	die Worte „10 und“ gestrichen und 
	 (e)	 nach den Worten „BAB 11 in den Bereichen:“ wie folgt fortgesetzt: 
			  „- AS Bernau Nord bis AS Lanke 
			  - AS Wandlitz bis AS Bernau Süd“. 
(4)	 In Ziffer 2.9 werden im ersten Spiegelstrich im ersten Unterspiegelstrich die Worte „dem Ret-

tungswachenbereich“ ersetzt durch die Worte „den Rettungswachenbereichen Zepernick und“. 
(5)	 Nach Ziffer 2.10 wird Ziffer 2.11 neu eingefügt und wie folgt gefasst: 
	 „2.11 Rettungswache Zepernick“

Lage: 16341 Gemeinde Panketal OT Zepernick

Dem Rettungswachenbereich der Rettungswache Zepernick wird der süd-südwestliche Teil des 
Landkreises Barnim zugeordnet:

Dieser umfasst das Gebiet: 
- 	 in der Gemeinde Ahrensfelde: 
	 - des Ortsteils Lindenberg 
- 	 in der Stadt Bernau bei Berlin: 
	 - des Ortsteils Birkholz 
	 - des Ortsteils Schönow, ohne Flur 5 
	 - des übrigen Stadtgebietes, das südlich der Bahnstrecke Bernau –  Berlin und westlich der 	

		 BAB 11 liegt 
- 	 der Gemeinde Panketal 
sowie den Sicherstellungsauftrag für die BAB 10 und 11 in den Bereichen: 
- 	 AS Bernau Süd bis AS Bernau Nord 
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- 	 AS Bernau Süd bis Ende AD Barnim Rtg. B2n sowie bis AS Hohenschönhausen sowie bis Ende 
AD Pankow Rtg. AS Schönerlinder Straße sowie Rtg. AS Mühlenbeck 

- 	 B2n bis Ende AD Barnim Rtg. AS Bernau-Süd sowie Rtg. AS Hohenschönhausen und im Abzw. 
Rtg. Pankow 

Eine Karte mit Darstellung der Abgrenzung des Rettungswachenbereiches Zepernick ist als Anlage 
2.11-I beigefügt. 

Eine Auflistung der wesentlichen dem Rettungswachenbereich Zepernick zugeordneten Orte, Orts-
teile und Ansiedlungen sowie der BAB–Abschnitte ist als Anlage 2.11-II beigefügt.“ 

(6)	 In Ziffer 4.1 wird der erste Satz gestrichen. 
(7)	 In Ziffer 4.2 wird der erste Satz gestrichen. 
(8)	 In Ziffer 5 werden 
	 (a)	 im ersten Satz alle vier Spiegelstriche gestrichen und drei neue Spiegel-striche wie folgt 	

		 gefasst:
			  „- für die Notfallrettung einsetzbare Rettungswagen (RTW),
			  - für den Krankentransport einsetzbare Krankentransportwagen (KTW),
			  - für die schnelle Heranführung des notärztlichen Personals einsetzbare Notarzt-Einsatz-
			  fahrzeuge (NEF).“
	 (b)	der dritte, vierte und siebente bis neunte Satz gestrichen,
	 (c)	 die bisherigen Sätze fünf, sechs, zehn und elf zu den neuen Sätzen drei bis sechs und
	 (d)	im dritten Satz das Wort „Krankenkraftwagen“ ersetzt durch das Wort „KTW“. 
(9)	 In Ziffer 5.1 werden beide Spiegelstriche gestrichen und ein neuer Spiegelstrich wie folgt ge-

fasst:
	 „- 	 2 RTW, Montag bis Sonntag, 7 bis 7 Uhr“ 
(10)	In Ziffer 5.2 werden der zweite bis vierte Spiegelstrich gestrichen und vier neue Spiegelstriche 

angefügt und wie folgt gefasst: 
	 „- 	 1 KTW, Montag bis Sonntag, 7 bis 7 Uhr,
	 - 	 1 KTW, Montag bis Samstag, 9 bis 15 Uhr, außer an Feiertagen 
	 - 	 1 KTW, Montag bis Freitag, 8 bis 17 Uhr, außer an Feiertagen 
	 - 	 1 KTW, Montag bis Freitag, 8 bis 16 Uhr, außer an Feiertagen“ 
(11)	In Ziffer 5.4 wird das Wort „-MZF“ gestrichen. 
(12)	In Ziffer 5.5 wird der zweite Spiegelstrich wie folgt neu gefasst: 
	 „- 	 1 RTW, Montag bis Sonntag, 7 bis 19 Uhr“ 
(13)	 In Ziffer 5.9 werden 
	 (a)	 im ersten Spiegelstrich die Zahl „1“ ersetzt durch die Zahl „2“ und 
	 (b)	der zweite Spiegelstrich gestrichen. 
(14)	 Nach Ziffer 5.10 wird Ziffer 5.11 neu eingefügt und wie folgt gefasst: 
	 „5.11 Rettungswache Zepernick 
	 In der Rettungswache Zepernick wird vorgehalten: 
	 - 	 1 RTW, Montag bis Sonntag, 7 bis 19 Uhr“ 
(15)	Die bisherigen Ziffern 5.11 bis 5.13 werden zu den neuen Ziffern 5.12 bis 5.14. 
(16)	 In Ziffer 5.14 wird das Wort „/MZF“ gestrichen. 
(17)	 In Ziffer 6 werden im dritten Satz 
	 (a)	die Angabe „5.12“ ersetzt durch die Angabe „5.13“,
	 (b)	die Zahl „135“ ersetzt durch die Zahl „154“ und
	 (c)	 der zweite Halbsatz nach dem Komma gestrichen. 
(18)	 In Ziffer 9.2 werden 
	 (a)	der vierte Satz wie folgt neu gefasst: „Sie kann durch eine notärztliche Weisung gemäß 	

		 einem durch die ärztliche Leitung festgelegten Verfahren geändert werden.“,
	 (b)	im siebenten Satz die Worte „oder RTW-MZF“ gestrichen,
	 (c)	 in vierzehnten Satz die Worte „oder RTW-MZF“ gestrichen,
	 (d)	in fünfzehnten Satz die Worte „in der Regel RTW-MZF und“ gestrichen und
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	 (e)	 in achtzehnten Satz in beiden Teilsätzen die Worte „oder RTW-MZF“ gestrichen.
(19)	Ziffer 14 wird nach dem zweiten Satz wie folgt neu gefasst:
	 „Die 3. Fortschreibung wurde durch den Kreistag des Landkreises Barnim in seiner Sitzung 

vom 6. März 2019 beschlossen.
	 Der Rettungsdienstbereichsplan tritt in der vorliegenden Fassung zum 1. Januar 2019 in Kraft.“ 
(20)	Die Anlagen 2.I, 2.4-I, 2.6-I und 2.7-I mit den darin enthaltenen Detailkarten werden aktuali-

siert und separat abgedruckt. 
(21)	Dem Anlagenverzeichnis wird die Anlage 2.11-I mit der darin enthaltenen Detailkarte des Ret-

tungswachenbereiches Zepernick hinzugefügt. Sie wird separat abgedruckt. 
(22)	Die Anlagen 2.II und 2.4-II über die Zuordnung der Autobahnabschnitte und Örtlichkeiten wer-

den aktualisiert und separat abgedruckt. 
(23)	Dem Anlagenverzeichnis wird die Anlage 2.11-II über die Zuordnung der Örtlichkeiten zur Ret-

tungswache Zepernick hinzugefügt. Sie wird separat abgedruckt. 

II. In-Kraft-Treten 

Die vorstehenden Änderungen treten am 1. Januar 2019 in Kraft. 

III. Bekanntmachung und Mitteilung an MIK 

Die vorstehenden Änderungen sind im Amtsblatt für den Landkreis Barnim bekannt zu machen 
und dem MIK zur Kenntnisnahme zuzuleiten.

Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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Anlage 1

ZUORDNUNG DER BAB-BEREICHE ZU RETTUNGSWACHEN- UND NOTARZTSTANDORTEN 
 

BAB-Bereich Versorgung durch Standort 

von Richtung Rettungswache Notarzt Anm. 

AS Joachimsthal 
bis AS Pfingstberg 
bis AS Chorin 

Joachimsthal 
Joachimsthal 

Eberswalde 
Eberswalde 

- 
- 

AS Chorin 
bis AS Joachimsthal 
bis AS Werbellin 

Joachimsthal 
Joachimsthal 

Eberswalde 
Eberswalde 

- 
- 

AS Werbellin 
bis AS Chorin 
bis AS Finowfurt 

Joachimsthal 
Joachimsthal 

Eberswalde 
Eberswalde 

- 
- 

AS Finowfurt 
bis AS Werbellin 
bis AS Lanke 

Eberswalde West 
Eberswalde West 

Eberswalde 
Eberswalde 

- 
- 

AS Lanke 
bis AS Finowfurt 
bis AS Wandlitz 

Biesenthal 
Biesenthal 

Bernau 
Bernau 

- 
- 

AS Wandlitz 
bis AS Lanke 
bis AS Bernau-Nord 

Bernau 
Bernau 

Bernau 
Bernau 

- 
- 

AS Bernau-Nord 
bis AS Wandlitz 
bis AS Bernau-Süd 

Bernau 
Bernau 

Bernau 
Bernau 

- 
- 

AS Bernau-Süd 

bis AS Bernau-Nord 
bis Ende AD Barnim Richtung B2n 
bis Ende AD Barnim Richtung AS 
Hohenschönhausen 
bis Ende AD Pankow Richtung AS 
Schönerlinder Straße 
bis Ende AD Pankow Richtung AS 
Mühlenbeck 

Zepernick 
Zepernick 
Zepernick 
 
Zepernick 
 
Zepernick 

Bernau 
Bernau 
Bernau 
 
Bernau 
 
Bernau 
 

X 
X 
X 
 
X 
 
X 

B2n 

bis Ende AD Barnim Richtung AS 
Bernau-Süd und im Abzweig 
Richtung AD Pankow 
bis AS Hohenschönhausen 

Zepernick 
 
 
Zepernick 

Bernau 
 
 
Bernau 

X 
 
 
X 

AS  
Hohenschönhausen 

bis Ende AD Barnim Richtung AD 
Pankow und im Abzweig Richtung 
Berlin 
bis AS Marzahn 
bis AS Bernau-Süd 

Seefeld 
 
 
Seefeld 
Seefeld 

Bernau 
 
 
Bernau 
Bernau 

- 
 
 
- 
- 

Anmerkung: X = außerhalb der Vorhaltung des RTW Zepernick erfolgt Versorgung durch RTW Bernau 
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ZUORDNUNG ZUR RETTUNGSWACHE BERNAU 
 
Rettungswache Bernau 

Gemeinde/Stadt Örtlichkeit Anm. 

Ahrensfelde 

Elisenau 
Klarahöh 
Lindenberg 
Neu Lindenberg 

- 
X 
X 
X 

Bernau 

Bernau 
Birkenhöhe 
Birkholz  
Birkholzaue 
Börnicke 
Eichwerder 
Friedensthal 
Gieses Plan 
Helenenau 
Kirschgarten 
Ladeburg 
Lindow 
Lobetal 
Neubauernsiedlung 
Nibelungen 
Rollberg 
Schmetzdorf 
Schönow-Ost 
Thaerfelde 
Waldfrieden 
Woltersdorf 

- 
- 
X 
- 
- 
X 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
X 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 

Panketal 

Friedrichshof 
Hobrechtsfelde 
Kolonie Alpenberge 
Kolonie Gehrenberge 
Neu Buch 
Neu Schwanebeck 
Röntgental 
Schwanebeck 
Schwanebeck West 
Zepernick 

X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 

Rüdnitz Albertshof 
Bahnhofssiedlung 
Kühle Kaveln 
Langerönner Mühle 
Rüdnitz 
Schulzenaue 

- 
- 
- 
- 
- 
- 

Werneuchen Willmersdorf - 
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BAB-Bereich 

von Richtung Anm. 

AS Wandlitz bis AS Lanke 
bis AS Bernau-Nord 

- 
- 

AS Bernau-Nord bis AS Wandlitz 
bis AS Bernau-Süd 

- 
- 
 

AS Bernau-Süd bis AS Bernau-Nord 
bis Ende AD Barnim Richtung B2n 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Schönerlinder Straße 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Mühlenbeck 
bis Ende AD Barnim Richtung AS Hohenschönhausen 

X 
X 
X 
X 
X 

B2n bis Ende AD Barnim Richtung AS Bernau-Süd und im Abzweig 
Richtung AD Pankow 
bis AS Hohenschönhausen 

X 
 
X 

Anmerkung: X = nur außerhalb der Vorhaltung des RTW Zepernick 

  

ZUORDNUNG ZUR RETTUNGSWACHE ZEPERNICK 
 
Rettungswache Zepernick 

Gemeinde/Stadt Örtlichkeit 

Ahrensfelde Klarahöh 
Lindenberg 
Neu Lindenberg 

Bernau Birkholz 
Eichwerder 
Neubauernsiedlung 
Schönow-West 

Panketal Friedrichshof 
Hobrechtsfelde 
Kolonie Alpenberge 
Kolonie Gehrenberge 
Neu Buch 
Neu Schwanebeck 
Röntgental 
Schwanebeck 
Schwanebeck West 
Zepernick 

   
  

BAB-Bereich 

von Richtung Anm. 

AS Wandlitz bis AS Lanke 
bis AS Bernau-Nord 

- 
- 

AS Bernau-Nord bis AS Wandlitz 
bis AS Bernau-Süd 

- 
- 
 

AS Bernau-Süd bis AS Bernau-Nord 
bis Ende AD Barnim Richtung B2n 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Schönerlinder Straße 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Mühlenbeck 
bis Ende AD Barnim Richtung AS Hohenschönhausen 

X 
X 
X 
X 
X 

B2n bis Ende AD Barnim Richtung AS Bernau-Süd und im Abzweig 
Richtung AD Pankow 
bis AS Hohenschönhausen 

X 
 
X 

Anmerkung: X = nur außerhalb der Vorhaltung des RTW Zepernick 

  

ZUORDNUNG ZUR RETTUNGSWACHE ZEPERNICK 
 
Rettungswache Zepernick 

Gemeinde/Stadt Örtlichkeit 

Ahrensfelde Klarahöh 
Lindenberg 
Neu Lindenberg 

Bernau Birkholz 
Eichwerder 
Neubauernsiedlung 
Schönow-West 

Panketal Friedrichshof 
Hobrechtsfelde 
Kolonie Alpenberge 
Kolonie Gehrenberge 
Neu Buch 
Neu Schwanebeck 
Röntgental 
Schwanebeck 
Schwanebeck West 
Zepernick 

   
  
BAB-Bereich 

von Richtung Anm. 

AS Bernau-Süd bis AS Bernau-Nord 
bis Ende AD Barnim Richtung B2n 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Schönerlinder Straße 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Mühlenbeck 
bis Ende AD Barnim Richtung AS Hohenschönhausen 

- 
- 
- 
- 
- 

AS Bernau-Nord bis Ende AD Barnim Richtung AS Bernau-Süd und im Abzweig 
Richtung AD Pankow 

- 
- 

AS Bernau-Süd bis AS Bernau-Nord 
bis Ende AD Barnim Richtung B2n 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Schönerlinder Straße 
bis Ende AD Pankow Richtung AS Mühlenbeck 
bis Ende AD Barnim Richtung AS Hohenschönhausen 

X 
X 
X 
X 
X 

B2n bis Ende AD Barnim Richtung AS Bernau-Süd und im Abzweig 
Richtung AD Pankow 
bis AS Hohenschönhausen 

X 
 
X 
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Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leistun-
gen des Rettungsdienstes des Landkreises Barnim

Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leistungen des Rettungsdienstes des Landkrei-
ses Barnim

Aufgrund der §§ 3, 28 Abs. 2 Ziff. 9, 131 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Bb-
gKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 37]), des § 17 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über 
den Rettungsdienst im Land Brandenburg (Brandenburgisches Rettungsdienstgesetz - BbgRettG) 
vom 14. Juli 2008 (GVBl.I/08, [Nr. 10], S.186), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2018 (GVBl. I/18, [Nr. 36]) i.V.m. den §§ 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 
08], S.174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) hat 
der Kreistag des Landkreises Barnim in seiner Sitzung am 6. März 2019 folgende Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für Leistungen des Rettungsdienstes des Landkreises Barnim beschlossen:

§ 1 Gebührengegenstand

Der Landkreis Barnim erhebt für die Inanspruchnahme von Leistungen des Rettungsdienstes Ge-
bühren nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2 Öffentliche Einrichtung Rettungsdienst

(1)	 Wesentliche Bestandteile des Rettungsdienstes des Landkreises Barnim sind der Notarztein-
satzdienst mit den Notarztstandorten Eberswalde und Bernau, die Integrierte Regionalleitstelle 
NordOst (anteilig), die Rettungswachen Eberswalde West, Eberswalde Ost, Sandkrug, Bernau, 
Seefeld, Zerpenschleuse, Joachimsthal, Parstein, Basdorf und Biesenthal sowie die Gesamtheit 
der zu dem Betreiben, zur Abrechnung und zur Verwaltung des Rettungsdienstes erforderli-
chen Personal- und Sachmittel.

(2)	 Die Versorgungsbereiche der Rettungswachen und Notarztstandorte, die Anzahl und die Art 
der vorzuhaltenden Rettungs- und Krankentransportfahrzeuge für jede Rettungswache, die 
Anzahl der Notarzteinsatzfahrzeuge pro Notarztstandort sowie die personelle Besetzung der 
Rettungswachen und Notarztstandorte sind in dem Rettungsdienstbereichsplan des Landkrei-
ses Barnim in der jeweils geltenden Fassung festgelegt. 

§ 3 Entstehung der Gebührenpflicht

(1)	 Die Gebührenpflicht entsteht aufgrund des Einsatzes eines Rettungstransportwagens, Kran-
kentransportwagens oder Notarzteinsatzfahrzeuges des Rettungsdienstes des Landkreises 
Barnim (Rettungsmittel) nach deren Alarmierung durch die Leitstelle mit Ausfahrt aus der 
Rettungswache zum Einsatzort, bei der Gebühr für den Einsatz des Notarzteinsatzfahrzeuges 
mit Ausfahrt des Notarzteinsatzfahrzeuges aus dem Notarztstandort zum Einsatzort.

(2)	 Die Gebührenpflicht aufgrund des Einsatzes des Notarztes (Notarzteinsatzpauschale) entsteht 
nach dessen Alarmierung mit der Aufnahme des Notarztes durch das Notarzteinsatzfahrzeug 
auf dem Weg zum Einsatzort. Bei anderweitigem Transport des Notarztes zum Einsatzort ohne 
die Inanspruchnahme eines Notarzteinsatzfahrzeuges entsteht die Gebührenpflicht für den 
Einsatz des Notarztes nach seiner Alarmierung mit dessen Abfahrt zum Einsatzort.

(3)	 Für den Fall, dass sich ein Rettungstransportwagen oder Krankentransportwagen bei seiner 
Alarmierung nicht am Rettungswachenstandort oder sich ein Notarzteinsatzfahrzeug bei 
seiner Alarmierung nicht am Notarztstandort befindet, entsteht die Gebührenpflicht für den 
Einsatz des jeweiligen Rettungsmittels nach seiner Alarmierung mit dem Beginn der Fahrt zum                 
Einsatzort.
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§ 4 Gebührenschuldner
(1)	 Gebührenschuldner ist derjenige, der die Leistungen des Rettungsdienstes für sich in Anspruch 

nimmt oder für sich anfordert oder anfordern lässt. Gebührenschuldner ist auch derjenige, für 
den im Notfall Dritte den Einsatz von Rettungsmitteln anfordern.

(2)	 Die Gebühr ermäßigt sich, wenn und soweit Dritte, insbesondere die Träger der Sozialversiche-
rungen, ein Kostenanerkenntnis abgegeben und auf die Gebührenschuld geleistet haben. 

§ 5 	Gebührenbemessung

(1)	 Die Gebührensätze gelten jeweils pro Einsatz (Einsatz = Fahrt). 
(2)	 Der Landkreis erhebt für die Inanspruchnahme der Leistungen des Rettungsdienstes folgende 

Gebühren:
	 1. Einsatz Krankentransportwagen
			  a) Grundgebühr:         						     207,70 Euro
			  b) Zuschlag für jeden gefahrenen Kilometer 			      0,42 Euro (ab dem 1. km):
	 2. Einsatz Rettungstransportwagen
			  a) Grundgebühr:         						     498,30 Euro
			  b) Zuschlag für jeden gefahrenen Kilometer 			      0,42 Euro (ab dem 1. km):
	 3. Einsatz Notarzteinsatzfahrzeug
			  a) Grundgebühr:						      201,40 Euro
			  b) Zuschlag für jeden gefahrenen Kilometer 			      0,42 Euro (ab dem 1. km):                       
	 4. Notarzteinsatzpauschale:    					     242,00 Euro
(3)	 Grundgebühr, Zuschlag und Notarzteinsatzpauschale werden pro Gebührenschuldner erhoben. 

Erfolgt ein Einsatz für mehrere Gebührenschuldner, werden Grundgebühr, Zuschlag und Not-
arzteinsatzpauschale anteilig erhoben.

§ 6 	Festsetzung und Fälligkeit der Gebühr

(1)	 Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid gegenüber dem Gebührenschuldner festge-
setzt.

(2)	 Die Gebühr wird 14 Tage nach Zugang des Gebührenbescheides fällig.

§ 7 Ordnungswidrigkeit

Ordnungswidrig handelt, wer den Rettungsdienst alarmiert, obwohl er weiß, dass hierzu kein An-
lass besteht (missbräuchliche Falschalarmierung). Die Ordnungs-widrigkeit kann mit einer Geldbu-
ße von bis zu 1.000 Euro geahndet werden.

§ 8 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für Leistungen des Rettungsdienstes des Landkreises Barnim vom 14. 
März 2018 außer Kraft.

ausgefertigt:
Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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Bekanntmachungsanordnung zur Verordnung zur Festsetzung des Wasser-
schutzgebietes WW Werneuchen

Die Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes WW Werneuchen,  Beschluss des 
Kreistages Barnim Nr. 271-22/19 vom 6. März 2019 wird im Amtsblatt für den Landkreis Barnim 
Nr. 5/2019 am 20. März 2019 öffentlich bekannt gemacht.

Die in § 2 Satz 1 genannten und zum rechtsverbindlichen Inhalt dieser Verordnung gehören-
den Karten werden gemäß § 2 der Bekanntmachungsverordnung (BekanntmV) des Landes 
Brandenburg im Wege der Ersatzbekanntmachung öffentlich bekannt gemacht. 

Sie sind bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Barnim, Am Markt 1 in 16225 
Eberswalde und bei der Stadt Werneuchen, Am Markt 5 in 16356 Werneuchen für die gesamte 
Dauer der Gültigkeit der Verordnung hinterlegt und können dort während der Dienststunden 
von jedermann kostenlos eingesehen werden. 

Eine weitere Ausfertigung der Karten befindet sich im Kreisarchiv, Carl-von-Linde-Straße 8 in 
16225 Eberswalde.

Eberswalde, 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim

Bekanntmachung der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebie-
tes WW Werneuchen

Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes WW Werneuchen

Auf Grund des § 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 und 3 und Absatz 2 und des § 52 Absatz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in Verbindung mit § 15 Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. März 2012 (GVBl. I Nr. 20), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl. I 
Nr. 28) neu gefasst worden ist,  verordnet der Landkreis Barnim:

§ 1 Allgemeines

(1)	 Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung wird zum Schutz des Grundwassers im Ein-
zugsgebiet der Wasserfassungen des Wasserwerkes Werneuchen das in § 2 näher umschrie-
bene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Begünstigter ist der Eigenbetrieb Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung der Stadt Werneuchen.

(2)	 Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in den Fassungsbereich (Zone I), in die engere Schutzzo-
ne (Zone II) und in die weitere Schutzzone (Zone III).

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich

(1)	 Lage und Größe des Wasserschutzgebietes und der Schutzzonen ergeben sich aus der Be-
schreibung in der Anlage 2, der Übersichtskarte in der Anlage 3 und den in Absatz 2 genann-
ten Karten.

(2)	 Die Schutzzonen sind in der topografischen Karte im Maßstab 1:10.000 und außerdem in der 
Liegenschaftskarte im Maßstab 1:2.500, die aus zehn Blättern besteht, dargestellt. Für die 
Abgrenzung der Schutzzonen ist die Darstellung in der Liegenschaftskarte maßgebend.

(3)	 Die in Absatz 2 genannten Karten sind bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Bar-
nim und bei der Stadt Werneuchen hinterlegt und können dort während der Dienststunden 
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von jedermann kostenlos eingesehen werden. Diese Karten sind mit dem Dienstsiegel des 
Landkreises Barnim versehen. Eine weitere Ausfertigung der Karten befindet sich im Kreisar-
chiv.

(4)	 Veränderungen der Topografie sowie von Flurstücksgrenzen oder  bezeichnungen berühren 
den räumlichen Geltungsbereich der Schutzzonen nicht.

§ 3 Schutz der Zone III

In der Zone III sind verboten:
1.	 das Düngen mit Gülle, Jauche, Geflügelkot, Festmist, Silagesickersaft, Gärresten, Wirtschafts-

düngern aus pflanzlichen Stoffen, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten, Pflanzenhilfsmitteln, 
gütegesicherten Grünabfall- und Bioabfallkomposten, Abfällen aus der Herstellung oder Ver-
arbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder sonstigen Düngemitteln mit im Sinne des § 2 
Nummer 11 der Düngeverordnung wesentlichen Nährstoffgehalten an Stickstoff oder Phosphat,

	 a)	 wenn die Düngung nicht im Sinne des § 3 Absatz 1 und 2 sowie § 11 der Düngeverordnung 	
		 in betriebsspezifisch analysierten zeit- und bedarfsgerechten Gaben oder nicht durch 		
	Geräte, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen, erfolgt,

	 b)	 wenn die Nährstoffzufuhr auf landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Nutzflä- 
		 chen schlagbezogen mehr als 120 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar pro Düngejahr aus 	
		 organischen Düngern, ohne Stall- und Lagerungsverluste, beträgt,

	 c)	 wenn keine schlagbezogenen Aufzeichnungen über die Zu- und Abfuhr von Stickstoff und 	
		 Phosphat erstellt und mindestens sieben Jahre lang nach Ablauf des Düngejahres aufbe- 
		 wahrt werden,

	 d)	 auf abgeerntetem Ackerland, wenn nicht entsprechend der Anforderungen des § 6 Absatz 	
		 9 der Düngeverordnung unmittelbar Folgekulturen einschließlich Zwischenfrüchte angebaut 	
		 werden,

	 e)	 auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte Flächen ab dem Zeitpunkt, ab 	
		 dem die Ernte der letzten Hauptfrucht abgeschlossen ist bis 15. Februar,

	 f)	 auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Flächen bei Verwendung von 
			  Gülle, Jauche, sonstigen flüssigen organischen oder organisch-mineralischen Düngemitteln, 	

		 einschließlich Gärresten vom 15. September bis 1. März,
	 g)	 auf Brachland oder stillgelegten Flächen, 
	 h)	 auf wassergesättigten, oberflächlich oder in der Tiefe gefrorenen oder schneebedeckten 	

		 Böden oder
	 i)	 auf ackerbaulich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Flächen mit einem zu erwartenden 	

		 Flurabstand des Grundwassers von 50 Zentimetern oder weniger,
2.	 das Lagern oder Ausbringen von Fäkalschlamm oder Klärschlämmen aller Art einschließlich 

in Biogasanlagen behandelter Klärschlämme, Abfällen aus der Herstellung und Verarbeitung 
nichtlandwirtschaftlicher Erzeugnisse und von nicht gütegesicherten Grünabfall- und Bioab-
fallkomposten, ausgenommen die Kompostierung von aus dem eigenen Haushalt oder Garten 
stammenden Pflanzenabfällen und Ausbringung im Garten,

3.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Dunglagerstätten, ausgenommen befestigte Dun-
glagerstätten mit Sickerwasserfassung und dichtem Jauchebehälter, der über eine Leckageer-
kennungseinrichtung verfügt, 

4.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Erdbecken zur Lagerung von Gülle, Jauche, Sila-
gesickersäften oder von Gärresten aus Biogasanlagen,

5.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Verwerten von 
Gülle, Jauche, Silagesickersaft, Gärresten aus Biogasanlagen oder flüssigem Kompost aus land-
wirtschaftlicher Herkunft, ausgenommen Hochbehälter, bei denen Undichtigkeiten am Fuß-
punkt zwischen Behältersohle und aufgehender Wand sofort erkennbar sind und die über eine 
Leckageerkennungseinrichtung und Sammeleinrichtungen verfügen, wenn der Wasserbehörde
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	 a)	 vor Inbetriebnahme, 
	 b)	 bei bestehenden Anlagen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung 	

		 sowie
	 c)	 wiederkehrend alle fünf Jahre ein durch einen Sachverständigen geführter Nachweis über 	

		 die Dichtheit der Sammeleinrichtungen vorgelegt wird,
6.	 das Lagern von organischen oder mineralischen Düngemitteln auf unbefestigten Flächen oder 

auf nicht baugenehmigten Anlagen, ausgenommen das Lagern von Kompost aus dem eigenen 
Haushalt oder Garten,

7.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von ortsfesten Anlagen für die Silierung von Pflanzen 
oder die Lagerung von Silage, ausgenommen 

	 a)	 Anlagen mit dichtem Silagesickersaft-Sammelbehälter, der über einer Leckageerkennungs- 
		 einrichtung verfügt, und

	 b)	 Anlagen mit Ableitung in Jauche- oder Güllebehälter, 
			  wenn der Wasserbehörde vor Inbetriebnahme, bei bestehenden Anlagen innerhalb eines 	

		 Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung, sowie wiederkehrend alle fünf Jahre ein durch 
			  einen Sachverständigen geführter Nachweis über die Dichtheit der Behälter und Leitungen 	

		 vorgelegt wird,
8.	 die Silierung von Pflanzen oder Lagerung von Silage außerhalb ortsfester Anlagen, ausgenom-

men Ballensilage im Wickelverfahren,
9.	 das Errichten oder Erweitern von Stallungen oder Unterständen für Tierbestände, ausgenom-

men für die Kleintierhaltung zur Eigenversorgung,
10.	 die Freilandtierhaltung im Sinne der Anlage 1 Nummer 1, wenn die Ernährung der Tiere nicht 

im Wesentlichen aus der jeweils beweideten Grünlandfläche erfolgt oder wenn die Grasnarbe 
flächig verletzt wird, ausgenommen Kleintierhaltung für die Eigenversorgung, 

11.	 die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, außer auf erwerbsgärtnerisch, land- oder forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen 

	 a)	 wenn die Zulassungs- und Anwendungsbestimmungen eingehalten werden, 
	 b)	 wenn der Einsatz durch Anwendung der Allgemeinen Grundsätze des integrierten Pflan-

zenschutzes auf das notwendige Maß beschränkt wird, 
	 c)	 wenn flächenbezogene Aufzeichnungen nach dem Pflanzenschutzgesetz geführt und 

		 mindestens sieben Jahre lang nach dem Einsatz aufbewahrt werden, 
	 d)	 wenn ein Abstand von mehr als 10 Metern zu oberirdischen Gewässern eingehalten wird, 

e)	 wenn die Anwendung nicht der Bodenentseuchung dient und 
	 f)	 wenn die Anwendung nicht auf Dauergrünland und Grünlandbrachen erfolgt, 
12.	 die Anwendung von Biozidprodukten, insbesondere aus den Produktarten 8, 14, 18 und 19 des 

Anhangs V der Verordnung über Biozidprodukte (EU) Nr. 528/2012, wenn ein Eindringen in den 
Boden oder das Grundwasser nicht ausgeschlossen werden kann, außer auf erwerbsgärtne-
risch, land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen 

	 a)	 wenn die Zulassungs- und Anwendungsbestimmungen eingehalten werden, 
	 b)	 wenn der Einsatz auf das notwendige Maß beschränkt wird, 
	 c)	 wenn flächenbezogene Aufzeichnungen über den Einsatz geführt und mindestens sieben 	

		 Jahre lang nach dem Einsatz aufbewahrt werden, 
	 d)	 wenn ein Abstand von mehr als 10 Metern zu oberirdischen Gewässern eingehalten wird, 
	 e)	 wenn die Anwendung nicht der Bodenentseuchung dient und 
	 f)	 wenn die Anwendung nicht auf Dauergrünland und Grünlandbrachen erfolgt, 
13.	 die Beregnung landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzter Flächen, wenn die Bereg-

nungshöhe 20 Millimeter pro Tag oder 60 Millimeter pro Woche überschreitet,
14.	 das Errichten oder Erweitern von Gartenbaubetrieben oder Kleingartenanlagen, ausgenommen 

Gartenbaubetriebe, die in geschlossenen Systemen produzieren,
15.	 die Erstanlage oder Erweiterung von Baumschulen, forstlichen Pflanzgärten, Weihnachtsbaum-

kulturen sowie von gewerblichem Wein-, Hopfen-, Gemüse-, Obst- oder Zierpflanzenanbau, 
ausgenommen Gemüse- und Zierpflanzenanbau unter Glas in geschlossenen Systemen und 
Containerproduktion von Baumschulprodukten auf versiegelten Flächen,

16.	 der Umbruch von Dauergrünland oder von Grünlandbrachen,
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17.	 der Umbruch von Dauerbrachen in der Zeit vom 1. Juli bis 1. März, aus-genommen bei nach-
folgendem Anbau von Winterraps,

18.	 das Anlegen von Schwarzbrache im Sinne der Anlage 1 Nummer 2,
19.	 Erstaufforstungen mit Nadelbaumarten oder Robinien,
20.	 die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart,
21.	 Holzerntemaßnahmen, die eine gleichmäßig verteilte Überschirmung von weniger als 60 

Prozent des Waldbodens oder Freiflächen größer als 1 000 Quadratmeter erzeugen, ausgenom-
men Femel- oder Saumschläge,

22.	 das Einrichten oder Erweitern von Holzlagerplätzen über 100 Raummeter, die dauerhaft oder 
unter Einsatz von Nassholzkonservierung betrieben werden,

23.	 Erdaufschlüsse im Sinne des § 49 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, selbst wenn Grund-
wasser nicht aufgedeckt wird, ausgenommen das Verlegen von Ver- und Entsorgungsleitungen 
und die Herstellung von Baugruben und Bohrungen,

24.	 das Errichten, Erweitern oder Erneuern von 
	 a)	 Bohrungen, welche die gering leitende Deckschicht über oder unter dem genutzten Grund- 

		 wasserleiter verletzen können,
	 b)	 Grundwassermessstellen oder 
	 c)	 Brunnen,
			  ausgenommen das Erneuern von Brunnen für Entnahmen mit zum Zeitpunkt des Inkraft- 

		 tretens dieser Verordnung rechtskräftiger wasserrechtlicher Erlaubnis oder Bewilligung,
25.	 das Errichten oder Erweitern von vertikalen Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme,
26.	 das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, aus-

genommen doppelwandige Anlagen mit Leckanzeigegerät und ausgenommen Anlagen, die mit 
einem Auffangraum ausgerüstet sind, der das maximal in der Anlage vorhandene Volumen 
wassergefährdender Stoffe aufnehmen kann, und soweit 

	 a)	 in unterirdischen Anlagen für flüssige Stoffe der Wassergefährdungsklasse 1 das für die 	
		 Anlage maßgebende Volumen von 1 000 Kubikmetern beziehungsweise bei festen oder 	
		 gasförmigen Stoffen der Wassergefährdungsklasse 1 die für die Anlage maßgebende 
		 Masse von 1 000 Tonnen,

	 b)	 in oberirdischen Anlagen für flüssige Stoffe der Wassergefährdungsklasse 2 das für die 	
		 Anlage maßgebende Volumen von 100 Kubikmetern beziehungsweise bei festen oder 
		 gasförmigen Stoffen der Wasser-gefährdungsklasse 2 die für die Anlage maßgebende 
		 Masse von 100 Tonnen,

	 c)	 in unterirdischen Anlagen für flüssige Stoffe der Wassergefährdungsklasse 2 das für die 	
		 Anlage maßgebende Volumen von 10 Kubikmetern beziehungsweise bei festen oder gas- 
		 förmigen Stoffen der Wassergefährdungsklasse 2 die für die Anlage maßgebende Masse 	
		 von 10 Tonnen,

	 d)	 in oberirdischen Anlagen für flüssige Stoffe der Wassergefährdungsklasse 3 das für die 
		 Anlage maßgebende Volumen von 10 Kubikmetern beziehungsweise bei festen oder gas- 
		 förmigen Stoffen der Wassergefährdungsklasse 3 die für die Anlage maßgebende Masse 	
		 von 10 Tonnen,

	 e)	 in unterirdischen Anlagen für flüssige Stoffe der Wassergefährdungsklasse 3 das für die 	
		 Anlage maßgebende Volumen von 1 Kubikmeter beziehungsweise bei festen oder gasför- 
		 migen Stoffen der Wassergefährdungsklasse 3 die für die Anlage maßgebende Masse von 	
		 1 Tonne

	 nicht überschritten wird, 
27.	 der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62 Absatz 3 des Wasserhaus-

haltsgesetzes außerhalb von zugelassenen Anlagen, Vorrichtungen und Behältnissen, aus 
denen ein Eindringen in den Boden nicht möglich ist, ausgenommen

	 a)	 der Umgang mit Jauche, Gülle, Silagesickersaft sowie Dünge- und Pflanzenschutzmitteln im 	
		 Rahmen ordnungsgemäßer Landwirtschaft entsprechend dieser Verordnung sowie 

	 b)	 der Umgang mit haushaltsüblichen Kleinstmengen,
28.	 das Einleiten oder Einbringen von wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62 Absatz 3 des 

Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in Gewässer,
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29.	 das Errichten oder Erweitern von Rohrleitungsanlagen für wassergefährdende Stoffe, ausge-
nommen Rohrleitungsanlagen im Sinne des § 62 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes,

30.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Anlagen zur behälterlosen Lagerung oder Ablage-
rung von Stoffen im Untergrund, 

31.	 das Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfall, tierischen Nebenprodukten oder bergbauli-
chen Rückständen, ausgenommen

	 a)	 die vorübergehende Lagerung in dichten Behältern, 
	 b)	 die ordnungsgemäße kurzzeitige Bereitstellung von vor Ort angefallenem Abfall zum 

		 Abtransport durch den Entsorgungspflichtigen,
	 c)	 die Kompostierung von aus dem eigenen Haushalt oder Garten stammen-den Pflanzenab- 

		 fällen,
32.	 das Ein- oder Aufbringen von Abfällen, bergbaulichen Rückständen oder Ersatzbaustoffen in 

oder auf Böden oder deren Einbau in bodennahe technische Bauwerke,
33.	 das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, 

Behandeln oder Verwenden radioaktiver Stoffe im Sinne des Atomgesetzes, ausgenommen für 
medizinische Anwendungen sowie für Mess-, Prüf- und Regeltechnik,

34.	 das Errichten oder Erweitern von Industrieanlagen zum Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Her-
stellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe in großem Umfang, wie zum 
Beispiel in Raffinerien, Metallhütten oder chemischen Fabriken,

35.	 das Errichten oder Erweitern von Kraftwerken oder Heizwerken, die der Genehmigungspflicht 
nach Bundesimmissionsschutzrecht unterliegen, ausgenommen mit Gas, Sonnenenergie oder 
Windkraft betriebene Anlagen,

36.	 das Errichten oder Erweitern von Biogasanlagen, 
37.	 das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen
	 a) 	die Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewässer- 

		 schutzes und
	 b)	 Abwasservorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- oder Amalgamabscheider,
38.	 das Errichten, Erweitern, Sanieren oder Betreiben von Abwasserkanälen oder -leitungen, wenn 

hierbei nicht die allgemein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden,
39.	 das Errichten oder Erweitern von Niederschlagswasser- oder Mischwasserentlastungsbauwerken,
40.	 das Errichten oder Erweitern von Abwassersammelgruben, ausgenommen
	 a)	 Anlagen mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung des Deutschen Institutes für Bau- 

		 technik und
	 b)	 monolithische Sammelgruben aus Beton, die den allgemein anerkannten Regeln der  

		 Technik entsprechen,
41.	 das Betreiben oder Unterhalten von Abwassersammelgruben, wenn der Wasserbehörde nicht
	 a)	 vor Inbetriebnahme,
	 b)	 bei bestehenden Anlagen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung 		

	sowie
	 c)	 wiederkehrend alle fünf Jahre
	 ein durch ein unabhängiges fachkundiges Unternehmen geführter Nachweis über die Dichtheit 

vorgelegt wird,
42.	 das Errichten, Erweitern, Aufstellen oder Verwenden von Trockentoiletten oder Chemietoilet-

ten, ausgenommen Anlagen mit dichtem Behälter,
43.	 das Einleiten von Abwasser – mit Ausnahme von Niederschlagswasserab-flüssen gering be-

lasteter Herkunftsflächen im Sinne der Anlage 1 Nummer 3 – in oberirdische Gewässer, sofern 
die Einleitung nicht schon zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung wasserrechtlich 
zugelassen war,

44.	 das Ausbringen von Schmutzwasser im Sinne des § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder des § 
54 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes,

45.	 das Einleiten oder Versickern von Schmutzwasser im Sinne des § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 oder des § 54 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in das 
Grundwasser,
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46.	 das Einleiten oder Versickern von Niederschlagswasser im Sinne des § 54  Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in das Grundwasser, ausge-
nommen

	 a)	 das breitflächige Versickern von Niederschlagswasserabflüssen von gering belasteten 		
		 Herkunftsflächen im Sinne der Anlage 1 Nummer 3 über die belebte Bodenzone einer aus- 
		 reichend mächtigen und bewachsenen Oberbodenschicht gemäß den allgemein anerkann- 
		 ten Regeln der Technik oder

	 b)	 mit wasserrechtlicher Erlaubnis,
	 sofern die Versickerung außerhalb von Altlasten, Altlastenverdachtsflächen oder Flächen mit 

schädlichen Bodenveränderungen und nur auf Flächen mit einem zu erwartenden Flurabstand 
des Grundwassers von 100 Zentimetern oder größer erfolgt,

47.	 das Anwenden von Auftaumitteln auf Straßen, Wegen oder sonstigen Verkehrsflächen, ausge-
nommen auf Bundesautobahnen, Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sowie bei Extremwetter-
lagen wie Eisregen,

48.	 das Errichten sowie der Um- oder Ausbau von Straßen oder Wegen, wenn hierbei nicht die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Was-
serschutzgebieten eingehalten werden,

49.	 das  Erweitern von Bahnhöfen oder Schienenwegen der Eisenbahn, ausgenommen Baumaß-
nahmen an vorhandenen Anlagen zur Anpassung an den Stand der Technik und zum Erhalt 
oder zur Verbesserung der Verkehrssicherheit,

50.	 das Verwenden von Baustoffen, Böden oder anderen Materialien, die auslaug- und auswasch-
bare wassergefährdende Stoffe enthalten (zum Beispiel Schlacke, Bauschutt, Teer, Imprägnier-
mittel), für Bau- und Unterhaltungs-maßnahmen, zum Beispiel im Straßen-, Wege-, Deich-, 
Wasser-, Landschafts- oder Tiefbau,

51.	 das Einrichten, Erweitern oder Betreiben von öffentlichen Freibädern oder Zeltplätzen sowie 
Camping aller Art, ausgenommen

	 a)	 Einrichtungen mit ordnungsgemäßer Abfall- und Abwasserentsorgung und
	 b)	 das Zelten von Fuß-, Rad-, Reit- und Wasserwanderern abseits von Zelt- und Campingplät-

zen für eine Nacht,
52.	 das Einrichten, Erweitern oder Betreiben von Sportanlagen, ausgenommen Anlagen mit ord-

nungsgemäßer Abfall- und Abwasserentsorgung,
53.	 das Errichten oder Erweitern von Motorsportanlagen,
54.	 das Errichten oder Erweitern von Schießständen oder Schießplätzen für Feuerwaffen, ausge-

nommen Schießstände in geschlossenen Räumen,
55.	 das Errichten von Golfanlagen,
56.	 das Abhalten oder Durchführen von Märkten, Volksfesten oder Großveranstaltungen außerhalb 

der dafür vorgesehenen Anlagen,
57.	 das Durchführen von Motorsportveranstaltungen, ausgenommen das Durchfahren auf klassifi-

zierten Straßen,
58.	 Bestattungen, ausgenommen innerhalb bereits bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen-

der Friedhöfe,
59.	 das Errichten oder Erweitern von Flugplätzen im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 1 des Luftver-

kehrsgesetzes,
60.	 das Starten oder Landen motorgetriebener Luftfahrzeuge, mit Ausnahme in Fällen des § 25 

Absatz 2 des Luftverkehrsgesetzes,
61.	 das Errichten oder Erweitern von militärischen Anlagen, Standort- oder Truppenübungsplätzen,
62.	 das Durchführen von militärischen Übungen, ausgenommen das Durchfahren auf klassifizier-

ten Straßen,
63.	 Bergbau einschließlich die Aufsuchung oder Gewinnung von Erdöl oder Erdgas, ausgenommen 

im Geltungsbereich der bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtskräftigen bergrechtlichen 
Betriebspläne und soweit hierdurch keine nachteiligen Veränderungen von Gewässereigen-
schaften zu besorgen sind,

64.	 das Durchführen von Sprengungen, sofern die Gefahr besteht, dass dabei das Grundwasser 
aufgedeckt wird,
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65.	 die Neuausweisung oder Erweiterung von Industriegebieten,
66.	 die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im Rahmen der vorbereitenden Bau-

leitplanung, wenn darin eine Neubebauung bisher unbebauter Gebiete vorgesehen wird,
67.	 die Festsetzung von neuen Baugebieten im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung, ausgenommen
	 a)	 Gebiete, die im zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung gültigen Flächen- 

		 nutzungsplan als Bauflächen oder Baugebiete dargestellt sind, und
	 b)	 die Überplanung von Bestandsgebieten, wenn dies zu keiner wesentlichen Erhöhung der 	

		 zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung führt.

§ 4 Schutz der Zone II

Die Verbote der Zone III gelten auch in der Zone II. In der Zone II sind außerdem verboten:
1.	 das Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, Gärresten, Wirtschaftsdüngern aus pflanzlichen 

Stoffen, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten, Pflanzenhilfsmitteln, gütegesicherten Grünabfall- 
oder Bioabfallkomposten, Abfällen aus der Herstellung oder Verarbeitung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse oder sonstigen organischen Düngern sowie die Anwendung von Silagesickersaft,

2.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Dunglagerstätten,
3.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Verwerten von 

Gülle, Jauche, Silagesickersaft, Gärresten oder flüssigem Kompost,
4.	 die Silierung von Pflanzen oder Lagerung von Silage,
5.	 die Freilandtierhaltung im Sinne der Anlage 1 Nummer 1, ausgenommen Kleintierhaltung für 

die Eigenversorgung, sofern diese bereits bei Inkrafttreten dieser Verordnung ausgeübt wurde,
6.	 die Beweidung,
7.	 die Anwendung von Biozidprodukten außerhalb geschlossener Gebäude oder von Pflanzen-

schutzmitteln,
8.	 die Beregnung landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzter Flächen, 
9.	 das Errichten, Erweitern oder Erneuern von Dränungen oder Entwässerungsgräben,
10.	 der Einsatz von forstwirtschaftlichen Kraftfahrzeugen abseits von Straßen, Wegen oder forst-

wirtschaftlichen Rückegassen,
11.	 das Vergraben, Lagern oder Ablagern von Tierkörpern oder Teilen davon,
12.	 das Errichten oder Betreiben von Wildfütterungen, Kirrungen oder Luderplätzen,
13.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Her-

stellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe,
14.	 der Einsatz von mineralischen Schmierstoffen zur Verlustschmierung oder von mineralischen 

Schalölen,
15.	 das Lagern, Abfüllen oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe, ausgenommen haushalts-

übliche Kleinstmengen,
16.	 das Befahren mit Fahrzeugen mit wassergefährdender Ladung, nachdem die Anordnung des 

entsprechenden Vorschriftzeichens 269 durch die Straßenverkehrsbehörde erfolgte,
17.	 das Errichten oder Erweitern von Transformatoren oder Stromleitungen mit flüssigen wasserge-

fährdenden Kühl- oder Isoliermitteln,
18.	 das Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfall, bergbaulichen Rückständen oder tierischen 

Nebenprodukten, ausgenommen
	 a)	 die ordnungsgemäße kurzzeitige Bereitstellung von in der Zone II angefallenem Abfall 		

	zum Abtransport durch den Entsorgungspflichtigen und
	 b)	 die Kompostierung von aus dem eigenen Haushalt oder Garten stammenden Pflanzenab- 

		 fällen,
19.	 der Umgang mit radioaktiven Stoffen im Sinne des Atomgesetzes,
20.	 das Errichten, Erweitern, Sanieren oder Betreiben von Abwasserkanälen oder -leitungen, aus-

genommen Anlagen, die zur Entsorgung vorhandener Bebauung dienen und wenn hierbei die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden,

21.	 das Errichten, Erweitern oder Betreiben von Abwassersammelgruben,
22.	 das Errichten, Erweitern, Aufstellen oder Verwenden von Trockentoiletten oder Chemietoiletten,
23.	 das Einleiten oder Versickern von Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Absatz 1 Satz 1 
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Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in das Grundwasser, aus-
genommen das breitflächige Versickern von Niederschlagswasserabflüssen gering belasteter 
Herkunftsflächen im Sinne der Anlage 1 Nummer 3 über die belebte Bodenzone einer mindes-
tens 20 Zentimeter mächtigen und bewachsenen Oberbodenschicht,

24.	 das Errichten sowie der Um- oder Ausbau von Straßen, Wegen oder sonstigen Verkehrsflä-
chen, ausgenommen 

	 a)	 Baumaßnahmen an vorhandenen Straßen zur Anpassung an den Stand der Technik und 	
		 zur Verbesserung der Verkehrssicherheit unter Einhaltung der allgemein anerkannten 
		 Regeln der Technik,

	 b)	 der Um- und Ausbau von Geh- oder Radwegen mit breitflächiger Versickerung der 
		 Niederschlagswasserabflüsse über die belebte Bodenzone einer mindestens 20 Zentimeter 	
		 mächtigen und bewachsenen Oberbodenschicht,

25.	 das Errichten von öffentlichen Freibädern oder Zeltplätzen sowie Camping aller Art,
26.	 das Errichten von Sportanlagen,
27.	 das Abhalten oder Durchführen von Sportveranstaltungen, Märkten, Volksfesten oder Großver-

anstaltungen,
28.	 das Errichten oder Erweitern von Baustelleneinrichtungen oder Baustofflagern,
29.	 das Durchführen von Bohrungen, ausgenommen Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für 

das Grundwasser unter Beachtung der Sicherheitsvorkehrungen zum Grundwasserschutz,
30.	 das Durchführen von unterirdischen Sprengungen,
31.	 das Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen, ausgenommen Veränderungen in Gebäu-

den und Instandhaltungsmaßnahmen.

§ 5 Schutz der Zone I

Die Verbote der Zonen III und II gelten auch in der Zone I. In der Zone I sind außerdem verboten:
1.	 das Betreten oder Befahren,
2.	 landwirtschaft-, forstwirtschaft- oder gartenbauliche Nutzung,
3.	 Veränderungen oder Aufschlüsse der Erdoberfläche.

§ 6 Maßnahmen zur Wassergewinnung und -verteilung

Die Verbote des § 3 Nummer 24, 43 bis 45, des § 4 Nummer 15, 19, 28 bis 31 sowie des § 5 Num-
mer 1 und 3 gelten nicht für Maßnahmen zur Wassergewinnung und -verteilung aus der Wasser-
fassung, die durch diese Verordnung geschützt ist.

§ 7 Widerruf von Befreiungen

(1)	 Befreiungen nach § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes sind widerruflich und 
bedürfen der Schriftform. Abweichend von Satz 1 ist eine Befreiung von den Verboten gemäß 
§ 3 Nummer 65, 66 und 67 nicht widerruflich.

(2)	 Im Fall des Widerrufs einer Befreiung kann die untere Wasserbehörde vom Grundstückseigen-
tümer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversorgung, erfordert.

§ 8 Sicherung und Kennzeichnung des Wasserschutzgebietes

(1)	 Die Zone I ist vom Begünstigten auf Anordnung der unteren Wasserbehörde gegen unbefugtes 
Betreten, zum Beispiel durch eine Umzäunung, zu sichern.

(2)	 Der Begünstigte hat auf Anordnung der unteren Wasserbehörde zur Kennzeichnung des Was-
serschutzgebietes im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen bei der Straßenverkehrsbehörde 
die Anordnung des Richtzeichens 354 und des Vorschriftzeichens 269 zu beantragen und im 
Bereich nicht öffentlicher Flächen in Abstimmung mit der Gemeinde nicht amtliche Hinweiszei-
chen aufzustellen.
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§ 9 Duldungspflichten

(1)	 Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben 
die Überwachung des Wasserschutzgebietes, insbesondere hinsichtlich der Beachtung dieser 
Verordnung und der nach ihr getroffenen Anordnungen, sowie das Beobachten der Gewässer 
und des Bodens durch die zuständigen Wasserbehörden, den Begünstigten oder deren Beauf-
tragte zu dulden.

(2)	 Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstücken im Wasserschutzgebiet sind auf 
Anordnung der unteren Wasserbehörde verpflichtet,

1.	 das Errichten und Unterhalten von Einrichtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbefugtes 
Betreten,

2.	 das Aufstellen, Unterhalten und Beseitigen von Hinweis-, Warn-, Gebots- und Verbotszeichen,
3.	 das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete der zuständigen Behörden, den Begünstigten 

oder deren Beauftragte zum Beobachten, Messen und Untersuchen des Grundwassers und zur 
Entnahme von Boden- und Vegetationsproben sowie

4.	 das Anlegen und Betreiben von Grundwassermessstellen zu dulden. Die Anordnung erfolgt 
durch schriftlichen Bescheid gegenüber den betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberech-
tigten. Soweit bergrechtliche Belange berührt sind, ergeht die Entscheidung im Benehmen mit 
der zuständigen Bergbehörde.

(3)	 Auf Verlangen der unteren Wasserbehörde ist Einsicht in die Aufzeichnungen nach § 3 Num-
mer 1 Buchstabe c, Nummer 11 Buchstabe c und Nummer 12 Buchstabe c zu gewähren oder 
diese unverzüglich vorzulegen.

§ 10 Übergangsregelung

(1)	 Für bei Inkrafttreten dieser Verordnung errichtete und betriebene Anlagen gilt das Verbot des 
Betreibens gemäß § 3 Nummer 3, 4 und 7 nach einem Jahr nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung.

(2)	 Für bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehende Einleitungen oder Versickerungen von 
Niederschlagswasserabflüssen von mittel oder hoch belasteten Herkunftsflächen in den Un-
tergrund ohne wasserrechtliche Erlaubnis gilt das Verbot des § 3 Nummer 46 nach einem Jahr 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

§ 11 Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne des § 103 Absatz 1 Nummer 7a des Wasserhaushaltsgesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine nach den §§ 3, 4 oder 5 verbotene Handlung ohne 
eine Befreiung gemäß § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes vornimmt, ausge-
nommen das Verbot nach § 4 Nummer 16.

(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.

§ 12 Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften

Eine Verletzung der in § 16 Absatz 1 und 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes genannten 
Verfahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter Angabe der 
verletzten Rechtsvorschrift und des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung gegenüber dem Verordnungsgeber geltend 
gemacht worden ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur dann beachtlich, wenn sie offensicht-
lich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind und die Mängel in der Abwägung 
innerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung unter den in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen geltend gemacht worden sind.
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§ 13 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das mit Beschluss 
Nummer 145-27/83 vom 02. November 1983 des Kreistages Bernau festgesetzte Trinkwasserschutz-
gebiet Werneuchen außer Kraft.

ausgefertigt:
Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim

Anlage 1 - Begriffsbestimmungen

(1)	 Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben 
die Überwachung des Wasserschutzgebietes, insbesondere hinsichtlich der Beachtung dieser 
Verordnung und der nach ihr getroffenen Anordnungen, sowie das Beobachten der Gewässer 
und des Bodens durch die zuständigen Wasserbehörden, den Begünstigten oder deren Beauf-
tragte zu dulden.

1.	 „Freilandtierhaltung“ liegt vor, wenn Nutztiere im Freien gehalten werden.
2.	 Schwarzbrache ist gepflügter Ackerboden ohne Einsaat einer nachfolgenden Zwischen- oder 

Hauptfrucht, soweit dies nicht fruchtfolge- oder witterungsbedingt ausgeschlossen ist.
3.	 Niederschlagswasserabflüsse gering belasteter Herkunftsflächen stammen zum Beispiel von:
	 –	 Gründächern, Wiesen oder Kulturland mit möglichem Niederschlagsabfluss in das Entwäs- 

		 serungssystem,
	 –	 Dachflächen mit keinen oder nur geringen Anteilen aus unbeschichteten Metallen (Kupfer, 	

		 Zink, Blei),
	 –	 Terrassenflächen in Wohngebieten oder mit diesen vergleichbaren Gewerbegebieten,
	 –	 Rad- oder Gehwegen in Wohngebieten oder außerhalb des Spritz- und Sprühfahnenberei- 

		 ches von Straßen (Abstand über 3 Meter),
	 –	 Hofflächen oder PKW-Parkplätzen in Wohngebieten oder mit diesen vergleichbaren Gewer- 

		 begebieten, 
	 –	 wenig befahrenen Verkehrsflächen (bis zu 2 000 Kraftfahrzeuge in 24 Stunden), wie Anlie- 

		 ger- oder Erschließungsstraßen in Wohngebieten oder mit diesen vergleichbaren Gewerbe- 
		 gebieten sowie verkehrsberuhigten Bereichen.

Anlage 2 (zu § 2 Absatz 1) - Abgrenzung der Schutzzonen

(1)	 Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben 
die Überwachung des Wasserschutzgebietes, insbesondere hinsichtlich der Beachtung dieser 
Verordnung und der nach ihr getroffenen Anordnungen, sowie das Beobachten der Gewässer 
und des Bodens durch die zuständigen Wasserbehörden, den Begünstigten oder deren Beauf-
tragte zu dulden.

1.	 Vorbemerkung
	 Das Wasserwerk Werneuchen des Eigenbetriebes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

der Stadt Werneuchen befindet sich in der Stadt Werneuchen. Die Wasserfassungen liegen 
östlich des Stadtzentrums nördlich der Wesendahler Straße.

	 Hinweis: Alle in der Anlage 2 genannten Nord- und Ostwerte sind UTM Koordinaten im System 
EPSG 25833.

	 Die im Folgenden genannten Verkehrswege und Fließgewässer sind selbst nicht Bestandteil 
der Schutzzonen, soweit sie deren Begrenzung bilden.

2.	 Fassungsbereich (Zone I)
	 Die Grenzen der Zonen I verlaufen als Kreise mit einem Radius von 10 m um die Brunnen-

standorte als Mittelpunkte. 
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	 In der nachfolgenden Tabelle werden die Brunnen aufgeführt, die die Ausgangspunkte der 
vorstehenden Beschreibung der Zonen I bilden.

Folgende Flurstücke werden von den Zonen I teilweise erfasst: 
Gemarkung Werneuchen, Flur 5, Flurstücke 127, 422 und 574.

3.	 Engere Schutzzone (Zone II)
	 Die inneren Grenzen der Zone II verlaufen entlang der Grenzen der Zonen I. 

	 Die Beschreibung der äußeren Grenze der Zone II beginnt an der Wesendahler Straße. 
	
	 Beginnend an der südwestlichen Ecke des Flurstücks 128/1der Flur 5 der Gemarkung Werneu-

chen verläuft die äußere Grenze der Zone II im Uhrzeigersinn ca. 257 m entlang der west-
lichen Grenze der Flurstücke 128/1, 128/2, 128/4 und422 bis zum nördlichen Eckpunkt des 
Flurstücks 422, von dort ca. 51 m entlang der Flurstücksgrenze in südöstliche Richtung bis zu 
einem Punkt mit den Koordinaten Ost: 414.849, Nord: 5.831.869. Von dort verläuft die Grenze 
der Schutzzone II auf dem Flurstück 327 entlang einer gedachten geraden Linie ca. 29 m in 
nordöstliche Richtung bis zu einem Punkt mir den Koordinaten Ost: 414.866, Nord: 5.831.892, 
weiter ca. 39 m in östliche Richtung bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 414.898, Nord: 
5.831.871, anschließend ca. 47 m entlang des Weidezaunes wieder nach Nordosten bis zu 
einem Punkt mit den Koordinaten Ost: 414.926, Nord: 5.831.910.

	 Von dort führt die äußere Grenze der Schutzzone II auf einer Länge von ca. 105 m wieder 
nach Osten bis an die Grenze des Flurstückes 62 (Koordinaten Ost: 415.016, Nord: 5.831.855), 
dann weiter ca. 64 m entlang der Grenze zwischen den Flurstücken 62 und 327 in südöstliche 
Richtung bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 415.023, Nord: 5.831.790. Von dort verläuft 
die Grenze auf einer Länge von ca. 220 m in südwestliche Richtung über das Flurstück 574 bis 
zur gemeinsamen Ecke der Flurstücke 572 und 571 am Flurstück 574, dann ca. 40 m weiter 
entlang der nordöstlichen Grenze der Flurstücke 572 und 573 in westliche Richtung bis zur 
nordwestlichen Ecke des Flurstückes 573, anschließend ca. 29 m in südliche Richtung auf der 
westlichen Grenze des Flurstückes 573 zum Flurstück 11 der Wesendahler Straße. Die Schutz-
gebietsgrenze verläuft nun ca. 180 m entlang der Wesendahler Straße in westliche Richtung 
zur südwestlichen Ecke des Flurstücks 128/1 - dem Ausgangspunkt der Beschreibung der 
äußeren Grenze der Zone II.

	 Folgende Flurstücke liegen vollständig oder teilweise in der Schutzzone II:
	 Gemarkung Werneuchen, Flur 5, Flurstücke 126, 127, 128/1, 128/2, 128/4, 193, 327, 422 und 574.

4.	 Weitere Schutzzone Zone III
	 Die Beschreibung der Grenze der Zone III erfolgt im Uhrzeigersinn und beginnt ca. 382 m öst-

lich des Wasserwerkes Werneuchen in der Wesendahler Straße (Flurstück 59) an der südwest-
lichen Ecke des Flurstückes 133 zum Flurstück 132/1der Flur 5 der Gemarkung Werneuchen.

	 Die im Folgenden genannten Straßen- und Wegstrecken sind selbst nicht Bestandteil der Zone 
III.

	 Beginnend an diesem Eckpunkt des Flurstückes 133 zum Flurstück 132/1der Flur 5 der Gemar-

Brunnennummer Ost-Wert (m) Nord-Wert (m) 
1 414.754 5.831.717 

2 414.852 5.831.687 

3 414.893 5.831.734 

4 414.932 5.831.778 

5 414.882 5.831.822 
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kung Werneuchen mit den Koordinaten Ost: 415.096 Nord: 5.831.491 verläuft die Grenze der 
Schutzzone III von dort über die Wesendahler Straßen hinweg zum nordöstlichen Eckpunkt 
des Flurstücks 50 der Flur 6 der Gemarkung Werneuchen mit den Koordinaten Ost: 415.096 
Nord: 5.831.475, weiter entlang der südöstlichen Flurstücksgrenze bis zum gemeinsamen 
Eckpunkt mit dem Flurstück 51 (Koordinaten Ost: 415.082 Nord: 5.831.446), dann in nordwestli-
che Richtung entlang der Grenze des Flurstücks 51 bis zur Thüringer Straße (Flurstück 48, Flur 
6, Gemarkung Werneuchen), weiter entlang der nordwestlichen Grenze des Flurstücks 51 bis 
zum gemeinsamen Grenzpunkt mit dem Flurstück 57 (Koordinaten Ost: 415.033 Nord: 
5.831.448), quert dort die Thüringer Straße zum östlichen Eckpunkt des Flurstücks 44 (Koordi-
naten Ost: 415.018 Nord: 5.831.450), von dort weiter entlang des Straßenflurstücks in südwest-
liche Richtung bis zum gemeinsamen östlichen Eckpunkt mit dem Flurstück 486 (Koordinaten 
Ost: 415.008 Nord: 5.831.432), weiter entlang der nördlichen Grenze des Flurstücks 486 bis zum            
Flurstück 485 (Koordinaten Ost: 414.985 Nord: 5.831.445), anschließend entlang der östlichen 
Grenze der Flurstücke 485 und 46 bis zur Thälmannstraße (Flurstück 176 der Flur 6 der Gemar-
kung Werneuchen). Entlang der nordöstlichen Grenze des Straßenflurstücks führt die Grenze 
des Trinkwasserschutzgebietes in nordwestliche Richtung bis zum Flurstück 25 (Koordinaten 
Ost: 414.833 Nord: 5.831.499), von dort weiter in südwestliche Richtung ca. 50 m entlang der 
Flurstücksgrenze bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 414.801 Nord: 5.831.462 gegenüber 
dem östlichen Eckpunkt des Flurstücks 444, quert dort das Wegeflurstück 25 zum Flurstück 
444 und verläuft weiter an dessen nordöstlicher Flurstücksgrenze bis an den östlichen Eck-
punkt des Flurstücks 443 (Koordinaten Ost: 414.781 Nord: 5.831.479), von dort nach Nordwes-
ten entlang der Grenze der Flurstücke 443 und 445 bis zum nördlichen Eckpunkt des Flur-
stücks 443 (Koordinaten Ost: 414.777 Nord: 5.831.499), von dort nach Südwesten zum südlichen 
Eckpunkt des Flurstücks 432 (Koordinaten Ost: 414.771 Nord: 5.831.495), von hier entlang der 
nordöstlichen und nordwestlichen Grenze des Flurstücks 449 bis zur Wegendorfer Straße L235            
(Flurstück 680 der Flur 4 der Gemarkung Werneuchen), weiter ca. 410 m entlang der nördli-
chen Grenze des Straßenflurstücks 680 der Wegendorfer Straße nach Westen bis zur Kreuzung 
mit der Freienwalder Straße/ B158 am Punkt mit den Koordinaten Ost: 414.470 Nord: 5.831.822. 
Weiter führt die Grenze der Schutzzone III über die Kreuzung zur südwestlichen Grenze des 
Flurstückes 2193 der Flur 2 der Gemarkung Werneuchen nördlich der Freienwalder Straße, 
entlang der gemein-samen Grenze der Flurstücke 2193 und 947 in nördliche Richtung, am 
Flurstück 2055 nach Westen entlang der gemeinsamen Grenze der Flurstücke 2055 zu 947 der 
Flur 2 der Gemarkung Werneuchen, vom gemeinsamen Grenzpunkt mit dem Flurstück 948 
weiter in direkter Linie nach Norden über das Flurstück 2055 zum nordöstlichen Grenzpunkt 
des Gewässerflurstückes 2486 der Stienitz mit dem Flurstück 2055 (Koordinaten Ost: 414.390 
Nord:5.831.935). Von hier verläuft die Schutzgebietsgrenze entlang der östlichen Grenze des 
Gewässerflurstückes 2486 zum Flurstück 941 bis zum Flurstück 2053, quert dort das Gewässer 
in nordwest-liche Richtung zum Grenzpunkt mit dem Flurstück 940 (Koordinaten Ost: 414.398 
Nord: 5.831.976), weiter entlang der nordöstlichen Grundstücksgrenze zum nordwestlichen 
Grenzpunkt mit dem Flurstück 910 (Koordinaten Ost: 414.387 Nord: 5.831.984), von dort weiter 
nach Nordosten zum Grenzpunkt mit dem Flurstück 911 (Koordinaten Ost: 414.396 Nord: 
5.831.991). Entlang der gemeinsamen Grenze zwischen den Flurstücken 910 und 911 verläuft 
die Schutzgebietsgrenze weiter in nördliche Richtung bis zum Grenzpunkt mit dem Flurstück 
992, weiter nach Norden entlang der westlichen Grenze des Flurstückes 992 zum Grenzpunkt 
mit dem Flurstück 840, weiter in nordöstliche Richtung entlang der Flurstücksgrenze bis zum 
Flurstück 839, an dessen westlicher Grenze weiter in Richtung Norden bis zu dessen nordwest-
lichem Eckpunkt, von dort in gerader Linie in nordöstliche Richtung über das Flurstück 840 
zum gemeinsamen Eckpunkt der Flurstücke 840, 836 und 794 der Flur 2 der Gemarkung 
Werneuchen. Von diesem Eckpunkt der Mühlen-straße führt die Grenze des Trinkwasser-
schutzgebietes in nördliche Richtung entlang der nördlichen/nordöstlichen Grenzen der Stra-
ßenflurstücke 794 und 793, wo dieses keilförmig am Flurstück 794 anliegt (Koordinaten Ost: 
414.297 Nord: 5.832.357), bis zum Eckpunkt mit den Flurstücken 2417 und 2455, weiter in 
nörd-liche Richtung entlang der nördlichen/nordöstlichen Grenzen der Straßenflurstücke 2417 
der Mühlenstraße sowie 18/2 und 2378 der Weesower Chaussee in Richtung nördlicher Orts-
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ausgang von Werneuchen bis zum Flurstück 98 östlich der Straße. Hier schwenkt die Schutzge-
bietsgrenze entlang der nördlichen Grenze des Flurstückes 97 nach Osten bis zur gemeinsa-
men Grenze mit dem Flurstück 1040 der Flur 2 der Gemarkung Werneuchen. In direkter Linie 
verläuft die Grenze von hier über die Flurstücke 1040, 1042, 106/4, 958, 108 und 112 zum 
gemeinsamen Grenzpunkt der Flurstücke 112 der Flur 2 der Gemarkung Werneuchen und 269 
und 267 der Flur 2 der Gemarkung Weesow (Koordinaten Ost: 414.319 Nord: 5.833.735), an-
schließend weiter auf der gemeinsamen Grenze der Flurstücke 267 und 269 der Flur 2 der 
Gemarkung Weesow in nördliche Richtung bis zum Flurstück 268, an dessen südlicher Flur-
stücksgrenze weiter nach Osten bis auf Höhe der  gemeinsamen Grenze der Flurstücke 295 
und 267 auf der nördlichen Seite des Flurstückes 268 (Koordinaten Ost: 414.345 Nord: 
5.834.016), quert dort das Flurstück 268 und verläuft weiter auf der gemeinsamen Grenze der 
Flurstücke 267 und 295 bis zum gemeinsamen Grenzpunkt mit dem Flurstück 287 (Koordinaten 
Ost: 414.286 Nord: 5.834.165), an dessen südlicher Flurstücksgrenze weiter nach Osten bis zum 
nordöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 267. Dort quert die Grenze des Trinkwasserschutzge-
bietes das Flurstück 287 in nördliche Richtung zum ge-meinsamen Grenzpunkt mit den Flur-
stücken 166 und 294, von dort weiter entlang der östlichen Grenze des Flurstücks 166 in 
Richtung Norden zum Wegeflurstück 169 (Siedlerweg) der Flur 2 der Gemarkung Weesow, 
weiter entlang des Wegeflurstückes nach Osten bis an die westliche Grenze des Flurstücks 
318, von dort nach Norden entlang der östlichen Grenze der Flurstücke 169 und 293 bis zum 
Flurstück 352, an dessen südlicher Grenze ca. 1.300 m weiter in nordöstliche Richtung bis zum 
nordwestlichen Grenzpunkt des Flurstückes 103 der Flur 3 in der Gemarkung Weesow (Koordi-
naten Ost: 415.352 Nord: 5.835.456), weiter verläuft die Grenze ca. 455 m in östliche Richtung 
entlang der nördlichen Grenze des Flurstücks 103 bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 
415.801 Nord: 5.835.506, weiter auf einer Länge von ca. 640 m in direkter Linie über die Flur-
stücke 103, 121 und 94 der Flur 3 sowie 106, 113 und 114 bis zum Flurstück 127 der Flur 1 der 
Gemarkung Werneuchen (Koordinaten Ost: 416.007 Nord: 5.834.897), von dort entlang der 
nordwestlichen Grenze des Wegeflurstückes 127 in südwestliche Richtung bis zum gemeinsa-
men Grenzpunkt der Flurstücke 116 und 124 mit den Koordinaten Ost: 415.920 Nord: 5.834.755, 
quert das Wegeflurstück 127 und führt weiter in südöstliche Richtung entlang der gemeinsa-
men Grenze der Flurstücke 476 und 122 bis zum Flurstück 141 der Flur 1 der Gemarkung 
Werneuchen – das Gewässer Stienitz (Koordinaten Ost: 416.154 Nord: 5.834.567). Von hier aus 
verläuft die Schutzgebietsgrenze entlang der nordwestlichen Grenze des Flurstücks 141 bis 
zum südlichen Grenzpunkt mit dem Flurstück 121 (Koordinaten Ost: 416.067 Nord: 5.834.491), 
quert dort das Gewässerflurstück zum westlichen Grenzpunkt des Flurstücks 120 und verläuft 
von dort entlang der südwestlichen Flurstücksgrenze ca. 175 m bis zur Waldkante (Koordina-
ten Ost: 416.212 Nord: 5.834.385), weiter ca. 330 m in südliche Richtung entlang dieser Wald-
kante bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 416.036 Nord: 5.834.104, an dem die Waldkante 
nach Südosten verläuft. Von dort führt die Schutzgebietsgrenze in gerader Linie ca. 555 m 
entlang der Waldkante in südöstliche Richtung und dann weiter über das freie Feld entlang 
der gemeinsamen Grenze der Flurstücke 143 und 144 der Flur 1 der Gemarkung Werneuchen 
bis zur B 158 Freienwalder Chaussee (Flurstück 159), weiter ca. 133 m entlang des Straßenflur-
stücks in südwestliche Richtung bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 416.361 Nord: 
5.833.676  gegenüber der Zufahrt zur Zuegg Frucht GmbH, quert dort die Freienwalder Chaus-
see zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 416.375 Nord: 5.833.660 und verläuft weiter ca. 415 m 
in gerader Linie entlang der Grenze zwischen den Flurstücken 185 und 181 in südwestliche 
Richtung bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 416.694 Nord: 5.833.392, schwenkt dort nach 
Nordosten und führt weiter in einer geraden Linie über die Flurstücke 185, 187, 188, 189, 190, 
weiter entlang der nordwestlichen Grenze der Flurstücke 193, 194, 195, 196, 197 und 198 bis 
zur nördlichen inneren Ecke des Flurstücks 203 der Flur 1 der Gemarkung Werneuchen (Koordi-
naten Ost: 417.157 Nord: 5.834.068). Von hier verläuft die Schutzgebietsgrenze wieder auf einer 
Länge von ca. 137 m in gerader Linie in nordwestliche Richtung über die Flurstücke 203, 165 
und 164/3 bis zur Freienwalder Chausse B 158 (Flurstück 159) (Koordinaten Ost: 417.040 Nord: 
5.834.142), von hier weiter ca. 338 m entlang des Straßenflurstücks in nordöstliche Richtung 
bis zum Punkt mit den Koordinaten Ost: 417.312 Nord: 5.834.341, von dort ca. 50 m in östliche 
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Richtung zur nördlichen Ecke des Flurstücks 433 mit den Koordinaten Ost: 417.360 Nord: 
5.834.351, weiter nach Nordosten entlang der nordwestlichen Grenze zum nördlichen Eckpunkt 
des Flurstücks 228 mit den Koordinaten Ost: 417.384 Nord: 5.834.369, weitere 30 m entlang der 
nordöstlichen Grenze dieses Flurstücks bis zum Kirschweg (Gemarkung Werneuchen, Flur 1, 
Flurstück 576), in nordöstliche Richtung entlang des Wegeflurstücks ca. 43 m bis zum Punkt 
mit den Koordinaten Ost: 417.436 Nord: 5.834.367, quert dort den Kirschweg zur nördlichen 
Ecke des Flurstücks 575 der Flur 1 der Gemarkung Werneuchen und führt von dort ca. 50 m 
entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze zum östlichen Eckpunkt des Flurstücks. Von dieser 
Ecke verläuft die Schutzgebietsgrenze ca. 78 m weiter nach Südwesten entlang der Grenze der 
Flurstücke 575, 574 und 573 bis zum gemeinsamen Grenzpunkt mit dem Flurstück 521, quert 
dort das Flurstück 207 in gerader Linie auf die südöstliche Flurstücksgrenze zum Punkt mit 
den Koordinaten Ost: 417.426 Nord: 5.834.257, verläuft von dort ca. 111 m nach Südwesten 
entlang der Grenze des Flurstücks 207 bis zum gemeinsamen Eckpunkt mit dem Flurstück 204 
(Koordinaten Ost: 417.345 Nord: 5.834.181), von dort weiter ca. 96 m entlang der nordöstlichen 
Grenze des Flurstücks 204 bis zum Flurstück 205, an dessen nordwestlichen Flurstücksgrenze 
ca. 180 m in Richtung Südwesten bis zum Flurstück 203 (Koordinaten Ost: 417.307 Nord: 
5.833.991),  anschließend in einer gedachten, ca. 534 m langen geraden Linie über die Flurstü-
cke 203, 198, 197, 196, 195, 194 und 190  bis zur nordöstlichen Grenze des Flurstücks 189 (Koor-
dinaten Ost: 417.093 Nord: 5.833.502), von dort in einer weiteren gedachten ca. 340 m langen 
geraden Linie zum gemeinsamen Eckpunkt der Flurstücke 185, 181 und 182 (Koordinaten Ost: 
416.886 Nord: 5.833.232), dann ca. 175 m entlang der Grenze des Flurstücks 182 bis zum 
Flurstück 180 (Koordinaten Ost: 416.771 Nord: 5.833.099), von dort weiter in einer ca. 415 m 
langen gedachten geraden Linie die Flurstücke 180 und 174 der Flur 1 der Gemarkung Werneu-
chen sowie die Flurstücke 12/2 und 21 (Alte Hirschfelder Straße) der Flur 5 der Gemarkung 
Werneuchen querend bis zur nordwestlichen Ecke des Flurstücks 317 (Koordinaten Ost: 416.501 
Nord: 5.832.786), weiter ca. 69 m entlang der westlichen Flurstücksgrenze zur südwestlichen 
Ecke dieses Flurstückes (Koordinaten Ost: 416.480 Nord: 5.832.722), anschließend ca. 1300 m in 
direkter Linie über den Flugplatz Werneuchen (Flurstücke 485, 462, 466, 478 und 475) zum 
südwestlichen Eckpunkt des Flurstücks 475 der Flur 5 der Gemarkung Werneuchen (Koordina-
ten Ost: 415.612 Nord: 5.831.767), weiter in südwestliche Richtung in einer ca. 380 m langen 
geraden Linie zur nordöstlichen Grenze des Flurstücks 133 zum Punkt mit den Koordinaten 
Ost: 415.303 Nord: 5.831.546, von dort entlang der Flurstücksgrenze ca. 129 m in nordwestliche 
Richtung bis zum nordwestlichen Grenzpunkt (Koordinaten Ost: 415.185 Nord: 5.831.598), 
anschließend entlang der Flurstücksgrenze ca. 139 m in südwestliche Richtung zum Grenz-
punkt an der Wesendahler Straße (Gemarkung Werneuchen, Flur 5, Flurstück 59, Koordinaten 
Ost: 415.096 Nord: 5.831.491), dem Ausgangspunkt der Beschreibung der äußeren Grenze der 
Zone III. 
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Bekanntmachung zur 1. Änderungssatzung der Gebührensatzung zur 
Satzung über die Abfallentsorgung Im Landkreis Barnim 
(Abfallgebühren-Satzung – AGS)

1. Änderungssatzung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung im Land-
kreis Barnim (Abfallgebühren-Satzung – AGS)
 
Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 und des § 28 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9 der Kommu-nalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 37], S.4), in Verbindung 
mit § 9 des Brandenburgi-schen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 
(GVBl.I/97, [Nr. 05], S.40), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 7 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 
(GVBl. I Nr. 5) (GVBl.I/16, [Nr. 5]), und der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 
08], S.174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) hat 
der Kreis-tag Barnim in seiner Sitzung am 6. März 2019 folgende Satzung beschlossen.

Artikel 1

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim vom 5. Dezme-
ber 2012, veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Barnim Nr. 20/2012 vom 12. Dezember 2012, 
wird wie folgt geändert:

Artikel 2

Anlage 2
Entsorgungsgebühren für Abfälle, die an den Recyclinghöfen Bernau und Eberswalde angeliefert 
werden.

Gebührenliste zur Annahme von Holz, Dachpappe, Kunststoffe und Schrott auf den Recyclinghöfen 
Bernau und Eberswalde

(1)	 In der Anlage 2 - Entsorgungsgebühren für Abfälle, die an den Recyclinghöfen Bernau und 
Eberswalde angeliefert werden, Gebührenliste zur Annahme von Holz, Dachpappe, Kunststoffe 
und Schrott auf den Recyclinghöfen Bernau und Eberswalde – ist unter der laufenden Nummer 
3 nach der Bezeichnung

	 Kohlenteer und teerhaltige Produkte (Dachpappe mit weniger als 5 % Störstoffen und ohne 
Begrenzung der Abmessung)

	 der Passus <unter Vorlage einer Deklarationsanalyse mit dem Nachweis der Faserfreiheit von 
karzinogenen Stoffen (Asbest)> aufzunehmen.

(2)	 In der Anlage 2 - Entsorgungsgebühren für Abfälle, die an den Recyclinghöfen Bernau und 
Eberswalde angeliefert werden, Gebührenliste zur Annahme von Holz, Dachpappe, Kunststoffe 
und Schrott auf den Recyclinghöfen Bernau und Eberswalde – ist unter der laufenden Nummer 
4 nach der Bezeichnung

	 Kohlenteer und teerhaltige Produkte (Dachpappe mit 5 – 20 % Störstoffen und ohne Begren-
zung der Abmessung)

	 der Passus <unter Vorlage einer Deklarationsanalyse mit dem Nachweis der Faserfreiheit von 
karzinogenen Stoffen (Asbest)> aufzunehmen.
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(3)	 Als neue laufende Nummer 5 wird eingefügt

(4)	 Aus der laufenden Nummer 5 wird die laufende Nummer 6.

(5)	 Aus der laufenden Nummer 6 wird die laufende Nummer 7.

Artikel 3

Diese Satzung tritt zum 1. April 2019 in Kraft.

ausgefertigt:
Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim

Bekanntmachung der Änderungssatzung der Satzung für die Schülerbeför-
derung des Landkreises Barnim (Schülerbeförderungssatzung)

Änderungssatzung der Satzung für die Schülerbeförderung des Landkreises Barnim (Schülerbeför-
derungssatzung) 

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 und des § 28 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBI. I/70, S. 286), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBI. I/18 Nr. 37 S. 4), in Verbindung mit § 
112 des Gesetzes über die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. August 2002 (GVBl. I, S. 78), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2018 (GVBI. I/18 Nr. 35, S. 15), hat der Kreistag Barnim in seiner Sitzung am 6. März 
2019 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung für die Schülerbeförderung des Landkreises Barnim (Schülerbeförderungssatzung) vom 
01.04.2012, Amtsblatt für den Landkreis Barnim Nr. 2 /2012, Seite 11, vom 14. März 2012 wird wie 
folgt geändert: 

(1)	 Der § 3 Abs. (1) d) „Förderschulen“ wird um den Anstrich
	 - Förderklassen und sonderpädagogische Förderung entsprechend Förderschwerpunkt im Rah-	

		 men der Inklusion
	 ergänzt.
(2)	 Der § 3 Absatz 4 wird wie folgt neu aufgenommen:
		 Schülerinnen und Schüler, die eine andere als die zuständige Grundschule im Landkreis 

Barnim besuchen, haben Anspruch auf Fahrtkostenerstattung zur zuständigen Schule, wenn 
die im § 4 Abs. 2 festgelegte Mindestentfer-nung für den definierten Schulweg sowohl für die 
zuständige als auch die tatsächlich besuchte Grundschule erreicht wird.

Lfd. Nr. Avvschlüssel-NR. Bezeichnung Menge Gebühr 
(Euro) 

5 170903* Sonstige Bau- und Abbruchabfälle, die 
gefährliche Stoffe enthalten (teerhaltige 
Dachpappenabfälle mit karzinogenen 
Fasern 

1 Mg 700,00* 
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(3)	 § 5 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:
	 Ist wegen einer dauernden Behinderung eine Beförderung der Schülerin bzw. des Schülers 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht möglich, kann auf Antrag die Beförderung mit einem 
Schülerspezialverkehr oder die Mitbeförderung einer Begleitperson in Betracht kommen. Für 
die begleitende Person entsteht aus der Begleitung kein finanzieller Anspruch gegenüber dem 
Landkreis Barnim.

	 Dies ist unter Vorlage entsprechender ärztlicher Nachweise (Gutachten, Atteste) oder amtsärzt-
licher Nachweise zu belegen. 

	 Eines amtsärztlichen Nachweises bedarf es nicht, wenn die Behinderung die Beförderung mit 
dem ÖPNV erkennbar ausschließt.

	 Sofern spezielle Rollstühle, Sitzschalen und Kindersitze benötigt werden, sind diese von den 
Sorgeberechtigten bereitzustellen. Sie müssen für die Beförderung den Sicherheitsrichtlinien 
entsprechen. Ein entsprechender Nachweis vom Hersteller bzw. vom Sanitätshaus ist zu er-
bringen. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, wird die Beförderung im Schülerspezialver-
kehr nicht erfolgen.

(4)	 § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert
	 Die Beantragung ist erforderlich:
	 -	 zu Beginn einer jeden Schulstufe (Primarstufe, Sekundarstufe I, Sekundarstufe II),
	 -	 zu Beginn eines jeden Schuljahres (für Schülerspezialbeförderung)
	 -	 bei Wohnungs- oder Schulwechsel,
	 -	 vor Beginn des Schülerbetriebspraktikums,
	 -	 bei Schulstandortwechsel.
	 ergänzt.

(5)	 § 7 Absatz 3 wird um folgenden Satz ergänzt:
	 Ein rückwirkender Anspruch auf Fahrtkostenerstattung besteht maximal für 1 Schuljahr (lau-

fendes Schuljahr).

Artikel 2

Die Änderungssatzung tritt zum 1. Mai 2019 in Kraft.

ausgefertigt:
Eberswalde, den 12. März 2019

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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Bekanntmachung des Widerufs die Allgemeinverfügung „Untersagung des 
Gemeingebrauchs des Werbellinkanals von Km 0,000 bis Km 3,028“

Widerruf

Hiermit wird die Allgemeinverfügung „Untersagung des Gemeingebrauchs des Werbellinkanals von 
Km 0,000 bis Km 3,028“ (veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Nr. 7/2015 vom 29.April 2015) 
widerrufen.

Der Gemeingebrauch gemäß § 43 und der Anliegergebrauch gemäß § 44 BbgWG ist wieder zuläs-
sig.

Begründung
Die Untersagung des Gemeingebrauchs des 2011 wiedereröffneten Teils des Werbellinkanals (Km 
0,000 bis Km 3,028) war gemäß § 44 Nr. 4 BbgWG i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr.3 VwVerfGBbg geboten, da 
bei der Bauausführung von den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlusses dergestalt abge-
wichen wurde, dass an den Böschungen und der Sohle Undichtigkeiten auftraten und zur Beein-
trächtigung der Standsicherheit der Kanaldämme führten.
Nach erfolgreicher Durchführung der eingeleiteten Sanierungsarbeiten besteht gegenwärtig keine 
Notwendigkeit, den Gemeingebrauch für den betreffenden Kanalabschnitt weiterhin zu untersagen.
Die wasserrechtliche Bauabnahme vom 28. Februar 2019 bestätigte die Funktionsfähigkeit des Vor-
habens. Den wasserrechtlichen Bauabnahmeschein erteilte das Landesamt für Umwelt am  
5. März 2019.

Rechtsbehelf
Gegen den Widerruf der Verfügung zur Unterlassung des Gemeingebrauchs am oberirdischen Ge-
wässer kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landkreis Barnim – Bodenschutzamt, 
untere Wasserbehörde – Am Markt 1 in 16225 Eberswalde einzulegen.

i. A.  gez. Mark Büttner
Stellv. Amtsleiter
Bodenschutzamt Landkreis Barnim

Hinweis:
Die Entscheidung beruht insbesondere auf der Grundlage der nachstehenden Gesetze:

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl. I/12 Nr. 20 vom 24. April 2012), geän-
dert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14 Nr. 32)

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg (VwVfGBbg)
vom 7. Juli 2009 (GVBl. S.262) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I Nr. 32)


